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Editorial 

18. Februar 2009 – ein Aufschrei erfasst 

die helvetische Elite. Das Bankgeheimnis 

wurde geopfert… um die UBS zu retten! 

Die NZZ spricht von Kapitulation. Die SP 

beklagt die entstandene Rechtsunsicher-

heit und ruft nach einer neuen Strategie 

für „unseren Finanzplatz“. Experten er-

läutern, das Bankgeheimnis habe nichts 

mit Steuerbetrug zu tun, es gehe um den 

Schutz der Privatsphäre! 

Das ist ein hehres Ziel. Beginnen wir bei 

den Menschen, deren Privatsphäre am 

meisten bedroht ist: BezügerInnen von 

Sozialhilfe, die ihr Privatleben auf dem 

Sozialamt offen legen müssen; Asylbewer-

berInnen, die in Lagern zusammenge-

pfercht werden; Papierlose, die mit der 

Angst leben, ausgeschafft zu werden. 

Auch uns liegt die Rechtssicherheit am 

Herzen: die der Erwerbslosen, deren 

Recht auf Taggelder in Frage gestellt 

wird, obwohl sie Beiträge in die Sozial-

versicherung bezahlt haben; die der 

Lohnabhängigen, deren Rechte ohne 

wirksamen Kündigungsschutz auf Sand 

gebaut sind. Wer jeden Tag entlassen 

werden kann, ist am Arbeitsplatz rechtlos. 

Enteignen wir die Banken und die Vermö-

gen, die zu Lasten der Allgemeinheit an-

gehäuft und auf schweizerischen Konten 

versteckt wurden. So können wir soziale 

Rechte und das Arbeitsrecht ausbauen, 

um die soziale Sicherheit der grossen 

Mehrheit zu schützen. Und einen öffentli-

chen Bankensektor entwickeln, der sich 

an den Bedürfnissen der Bevölkerung 

orientiert, statt „die Privatsphäre“ der 

Reichen zu schützen. 

Die Redaktion 

I N T E R N A T I O N A L  

► Gaza: Die verkehrte Welt der Schuldzuweisung.     10 

S C H W E I Z  

S C H W E R P U N K T  K R I S E  D E S  K A P I T A L I S M U S  

W I S S E N S C H A F T  

► Bildungsmarkt: Das Bildungswesen stellt eines der zentralen               

Investitionsfelder der kommenden Jahre dar.     19 

K U L T U R  

I N H A L T  

Zur Debatte... 

B F S  

► Demonstrationen: Wie können wir uns kollektiv gegen die                  

Polizeirepression wehren? Ein Diskussionsbeitrag.     22 

► Ticken Jah Fakoly: Engagierte Musik aus Afrika.     3 

► Krise mit Folgen: Wir befinden uns in der tiefsten Krise des                

Kapitalismus seit Jahrzehnten. Fortschrittliche Auswege wird es nur        

geben, wenn wir dafür kämpfen, dass die gesellschaftliche                 

Produktion an den tatsächlichen Bedürfnissen der Menschen neu           

ausgerichtet wird.     12 

► Widerstand: In verschiedenen Lªndern Europas wird am 28. Mªrz       

gegen die Krisenpolitik der Regierungen demonstriert.     15 

► Prekarisierung: Warum die Arbeitswelt und die Sozialwerke              

bestimmt nicht verschont werden.     16 

► Let’s Make Money: Der neue Film von Erwin Wagenhofer entlarvt         

die Gründe von Reichtum und Armut.     18 

► Allpack-Prozess: Die Angeklagten des Allpack-Prozesses brauchen     

unsere Solidarität!     4 

► Arbeitslosenversicherung: Der Bund will erneut Leistungen                         

kürzen.     6 

N E U E  L I N K E  

► Officine: Für eine kämpferische Bewegung der ArbeiterInnen.     9 
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Mit engagierten Song-Texten und in einer gelungenen Mischung 

aus Roots-Reggae, afrikanischem Folk und Pop kämpft Tiken Jah 

Fakoly gegen die herrschenden Missstände in Afrika und die ne-

okoloniale Politik Frankreichs an. 
Sarah Schilliger 

K U L T U R  

„Wisst ihr eigentlich, dass ein paar Meter 

weit entfernt von hier, am Zürcher Para-

deplatz, die gestohlenen Millionen unse-

rer korrupten Herrscher in Afrika auf den 

Konten eurer Banken liegen?“ So be-

grüsste Tiken Jah Fakoly, Reggae-

Musiker von der Elfenbeinküste, die Be-

sucherInnen seines Konzerts vor gut drei 

Jahren im Zürcher Kauf-

leuten. Das Echo auf sein 

Begrüssungsvotum war 

gering, das Kaufleuten-

Publikum vielleicht nicht 

grad das politisierteste... 

 

Die Kolonisation      

Afrikas geht weiter 

Tiken Jah Fakoly, geb. 

Moussa Doumbia, hat sich 

mit seiner Musik inzwi-

schen zum Staatsfeind in 

seiner Heimat gemacht – 

seit 2003 lebt er im Exil in 

Mali, um der zunehmen-

den politischen Repression 

zu entfliehen. Seine Song-

texte, mal in Französisch, 

mal in Dioula (die am wei-

testen verbreitete Sprache 

der Elfenbeinküste), mach-

ten ihn bei den Herrschen-

den unbeliebt. 1996 greift 

er mit seinem Album 

ĂMangercratieñ das dama-

lige Regime unter Henri Bédié an, das die 

Elfenbeinküste unter einem demokrati-

schen Deckmäntelchen ausplünderte, 

während die Bevölkerung Hunger litt. 

2002 folgt die Platte ĂFran­afriqueñ, mit 

der er auf die fortwährende Kolonisation 

Afrikas aufmerksam macht: „Die Realität 

sieht doch so aus, dass die Kolonialisten 

niemals gegangen sind. Es gab die Skla-

verei – wir  haben die Sklaverei bekämpft. 

Nachdem sie gesehen haben, dass sie den 

Kampf verloren hatten, begannen sie mit 

der Kolonialisierung. Als sie auch diesen 

Kampf verloren hatten, begannen sie 

(Wirtschafts-)Allianzen zu bilden. Die 

Kolonialisten sind zwar am Tag gegan-

gen, aber über Nacht waren sie schon 

wieder da!“ 

Die Ausbeutung werde mit grossem Zy-

nismus betrieben – Tiken Jah singt von 

Ăblaguer tuerñ (Witze machen und tºten): 

La politique Françafrique 

C'est du blaguer tuer 

Blaguer tuer 

Ils nous vendent des armes 

Pendant que nous nous battons  

Ils pillent nos richesses  

Et se disent être surpris de voir l'Afrique 

toujours en guerre... 

Erst verkaufe man Afrika Waffen und 

plündere den Reichtum, um sich dann 

angeblich darüber zu wundern, dass mit 

diesen Waffen in Afrika Bürgerkriege 

geführt werden. 

 

Öffnet die Grenzen! 

„Qu'est-ce qu'il nous reste quand on a les 

mains vides – was bleibt uns, wenn wir 

nun mit leeren Händen da stehen?“ fragt 

Tiken Jah in seinem aktu-

ellen Album „L’Africain“. 

In „Où aller, où?“ – wohin 

gehen, wenn man denn 

könnte? – schildert er die 

Migration in Richtung 

Norden als letzte Hoff-

nung der Verzweifelten, 

weist dann aber sogleich 

in „Ouvrez les frontières“ 

auf die Festung Europa hin 

und schildert in „Africain 

à Paris“ das prekäre Leben 

ohne Papiere in Paris. Ti-

ken Jah, der den Rechtlo-

sen eine Stimme geben 

möchte, singt von den 

Wünschen und Hoffnun-

gen unzähliger Afrikaner-

Innen, die durch die aktu-

elle Migrationspolitik un-

erfüllt bleiben: „Wir 

möchten die Möglichkeit 

haben zu studieren, zu 

sehen, wie sich unsere 

Träume verwirklichen, wir 

wollen einen guten Beruf, 

möchten reisen, kennenlernen, was ihr 

Freiheit nennt. Wir wollen, dass es unse-

ren Familien an nichts fehlt, wir wollen 

ein Leben, in dem man so viel essen kann, 

wie man Hunger hat. Wir wollen dieses 

tägliche Elend hinter uns lassen, für et-

was Besseres.“ 

Zweifellos liegt die Sprengkraft seiner 

Musik in den klaren Worten. Aber auch 

ohne alles zu verstehen, groovt seine Mu-

sik vom ersten bis zum letzten Track. 

Ticken Jah sucht mit Hip-Hop-Einflüssen 

die Nähe zur urbanen Gegenwart, knüpft 

aber gleichzeitig mit Instrumenten wie 

der Kora an Traditionen seiner Heimat an. 

Das gefällt definitiv auch Nicht-Reggae-

Fans! 

 

 

Tiken Jah Fakoly‘s Alben 

► Live in Paris (Live-Album 2008) 

► L’Africain (2007) 

► Coup de Geule (2004) 

► Françafrique (2002) 

► Mangercratie (1996) 

Die Stimme der Rechtlosen  
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Für alle, die froh sind, wenn der Lohn 

jeweils wenigstens einigermassen bis zum 

Monatsende reicht, kann ein  unvorherge-

sehenes Ereignis - beispielsweise eine 

hohe Zahnarztrechnung, vor allem aber 

der Verlust der Arbeitsstelle - dazu füh-

ren, dass die Armutsfalle zuschnappt. 

Solche Probleme sind Robert Scheitlin, 

dem Besitzer der Verpackungsfirma All-

pack  in Reinach (BL) fremd. Seine Sor-

gen drehen sich darum, aus seinen 

ĂMitarbeiterInnenñ einen mºglichst gros-

sen Profit herauszupressen, um sich einen 

standesgemässen Lebensstil finanzieren 

zu können. Scheitlin mag seine Ferrari-

sammlung und seine Pferde. An Pferde-

dressur- und Springkonkurrenzen sonnt er 

sich oft und gerne in seinen Auftritten als 

Ehrengast und Sponsor. 

Der Angriff auf die Beschäftigten bei 

Allpack 

Deutlich weniger grosszügig ist er im 

Umgang mit den Beschäftigten seines 

Unternehmens.  Am 21. November 2003 

hatte Scheitlin ihnen neue, schlechtere 

Arbeitsverträge zugestellt. Als ein Mann, 

der weiss mit der Reitpeitsche umzuge-

hen, gab er seinen Angestellten vier Tage 

Zeit, um die Vertragsverschlechterungen 

zu akzeptieren. Ansonsten drohte er mit 

Entlassungen. Also entweder unbezahlte 

Mehrarbeit, Verzicht auf eine Woche 

Ferien, auf den 13. Monatslohn etc. oder 

der Verlust der Arbeitsstelle. Im Fachjar-

gon nennt sich das „Änderungs-

kündigung“, im Klartext jedoch Erpres-

sung oder etwas juristischer ausgedrückt 

ĂNºtigungñ. So definiert das Strafgesetz 

ein Verhalten, bei der jemand durch 

ĂAndrohung ernstlicher Nachteileñ veran-

lasst wird, „etwas zu tun, zu unterlassen 

oder zu dulden“.  

Der Verlust der Arbeitsstelle ist zweifel-

los ein solch „ernstlicher Nachteil“. Um 

ihn abzuwenden, bleibt den Betroffenen 

meist nicht viel anderes übrig, 

als eine Verschlechterung der 

Arbeitsbedingungen zu dulden. 

Robert Scheitlins Angestellte 

jedoch taten am 21. November 

2003 das, was angesichts der 

Umstände die einzig richtige 

Antwort ist: Sie traten in den 

Streik und blockierten die 

Werkszufahrt, um ihren For-

derungen Nachdruck zu ver-

schaffen. Unterstützt wurden 

sie von der Gewerkschaft Co-

media und etlichen AktivistIn-

nen, die sich mit ihnen solida-

risierten.  

 

Der Angriff auf die      

Streikenden 

Wie schon so oft in solchen 

Situationen übernahmen Staat 

und Justiz Verteidigung und 

Durchsetzung der Profitinteres-

sen des Unternehmers Scheit-

lin. Schon am zweiten Streik-

tag frühmorgens versuchte 

Scheitlin mit Polizeiuntersüt-

zung erfolglos „arbeitswillige“ 

temporär Beschäftigte in den 

bestreikten Betrieb zu bringen. Von die-

sem Tag an verurteilten die Behörden von 

Basel-Land die Blockierung der Firma 

durch die Streikenden als eine 

ĂNºtigungñ und als einen Angriff auf die 

ĂFreiheit zu arbeitenñ. Das Kantonale 

Amt für Industrie, Gewerbe und Arbeit 

(KI-GA) bewilligt in dieser Zeit eine An-

frage der Allpack AG, ab dem 1. Dezem-

ber Nachtarbeit zu erlauben. Damit wollte 

Scheitlin den Streik unterlaufen.  

Am 1. Dezember greift der Staat wieder 

mit all seiner Macht ein. Er setzt ein soge-

nanntes Einigungsverfahren durch, ein 

 

2003 haben die Beschªftigten der Verpackungsfirma Allpack (Reinach 

BL) gestreikt. AktivistInnen, die die Streikenden vor Ort unterstützten, 

sind wegen Nötigung angeklagt. Sie brauchen unsere Unterstützung bei 

der Berufungsverhandlung Ende März. 
Solidaritätskomitee Basel und Zürich 

S C H W E I Z  

Solidarität mit den Angeklagten im Allpack-Prozess! 

1. Dezember 2003: Mit einem brutalen Eingriff rªumt die Polizei den Streikposten vor dem Haupteingang. 
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ĂAbkommenñ, das der Herrschaft des 

Besitzers in der eigenen Firma den Rü-

cken stärkt : Die Entlassungen sollen ein-

fach um zwei Monate verschoben wer-

den; die Streitparteien sollen GAV-

Verhandlungen aufnehmen - natürlich 

ohne die Verpflichtung, einen GAV abzu-

schliessen - und es darf nicht gestreikt 

werden. Noch einmal wird hinter einer 

angeblichen „Ausgewogenheit“ die Tatsa-

che verschleiert, dass die ArbeiterInnen 

Ăentwaffnetñ werden, wªhrend der Fir-

menchef alle Möglichkeiten in der Hand 

behält, die eigenen Entscheidungen zu 

treffen. Die grosse Mehrheit der Streiken-

den lehnt dieses „Angebot“ ab. Da die 

ĂEinigungñ versagt hat haben die Kan-

tonsbehörden nun ein Argument zum 

Einschreiten. Um 16.00 Uhr intervenieren 

Polizeigrenadiere in Kampfmontur rück-

sichtslos und verhaften die Personen, die 

sich am Streikposten beteiligen - in ihrer 

grossen Mehrheit Frauen. Sie widersetzen 

sich auf völlig friedliche Art und Weise 

und bleiben sitzen. Mehrere Personen 

werden in Handschellen abgeführt. Um 

die dreissig Personen werden verhaftet, in 

Polizeiwagen gesperrt, es gibt vier Ver-

letzte.  

 

Der Angriff gegen das Streikrecht 

Mehr als fünf Jahre später geht der Streik 

bei Allpack nun in die zweite juristische 

Runde. Nach einer erstinstanzlichen Ver-

urteilung zu sieben Tagessätzen bedingt 

und einer unbedingten Busse, findet am 

25. und 26. Mªrz 2009 die Be-

rufungsverhandlung vor dem Strafgericht 

Basel-Landschaft in Liestal statt. Die 

Urteilsverkündung ist auf den 27. März 

angesagt. 

Einmal mehr haben die Herrschenden und 

ihre Helfer das „Recht“ auf ihrer Seite. 

Einmal mehr ergreift die Justiz in einem 

Arbeitskampf Partei für die Unternehmer 

und zeigt, dass sie alles andere als unab-

hängig ist. Wer sich organisiert und mit 

Streiks und Betriebsbesetzungen zur 

Wehr setzt, wird kriminalisiert. Ausser 

einer Verurteilung wegen „Nötigung“ 

droht den Angeklagten auch noch eine 

Schadenersatzklage des Allpack-Besitzers 

in der Höhe von rund einer Million Fran-

ken (inkl. Zinsen). Auf diese Weise soll 

das verfassungsmässige Streikrecht aus-

gehöhlt werden! 

In einem Land, das zu den reichsten der 

Welt gehört, sich hinsichtlich Kündi-

gungsschutz aber nur mit den ärmsten 

Ländern messen kann, zählen einzig die 

Profitinteressen. Insbesondere auch die 

Freiheit, nach Belieben Leute zu entlas-

sen. Tausende haben in den letzten Mona-

ten diese bittere Wahrheit am eigenen 

Leib erfahren. Die Arbeitslosigkeit in der 

Schweiz ist im Januar auf 130'000 geklet-

tert. Massenentlassungen und Betriebs-

schliessungen sind an der Tagesordnung. 

Es darf darum nicht schweigend hinge-

nommen werden, dass zur Einschüchte-

rung aller Lohnabhängigen, die sich für 

ihre Interessen wehren könnten, am Streik 

beteiligte AktivistInnen vor Gericht ge-

stellt und verurteilt werden. Der Allpack-

Prozess geht uns alle etwas an. Eine Ver-

urteilung der Angeklagten bedeutet einen 

Angriff auf das Streikrecht. Das dürfen 

wir nicht zulassen. Solidarisieren wir uns 

mit den Angeklagten. Kommt alle an den 

Prozess in Liestal!  

► Freispruch für die Angeklagten im 

Allpack-Prozess! 

► Vor Gericht gestellt gehören Scheit-

ling und seine staatlichen Helfer! 

► Verteidigen wir unser Streikrecht 

gegen die Bosse, Polizei und Justiz! 

► Gemeinsam gegen den Angriff der 

Unternehmer und ihres Staates auf 

unsere Arbeits- und Lebensbedingun-

gen! 

Solidarität mit den Angeklagten im Allpack-Prozess! - SCHWEIZ 

Gewerkschafterin Denise Chervet (Comedia) diskutiert die Lage mit streikenden Angestellten. 

 

Dabei sein! 

Der Prozess gegen die Angeklagten 

des Allpack-Streiks findet am 25. 

März im Strafgericht Liestal statt. 

Durch Anwesendheit, Prozessbe-

obachtung und Unterstützung mög-

lichst vieler AktivistInnen können die 

Angeklagten unterstützt werden! 
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Im Herbst hat der Bundesrat die Botschaft zur vierten Revision der Arbeits-

losenversicherung an das Parlament gerichtet. Einmal mehr sind beträchtli-

che Verschlechterungen für die Erwerbslosen vorgesehen. Vielleicht bietet 

die gegenwärtige Verschärfung der wirtschaftlichen und sozialen Krise eine 

Gelegenheit, um diese Revision erfolgreich zu bekämpfen. 
Peter Streckeisen 

Brennpunkt Erwerbslosigkeit 
Die Expertengruppe für Konjunkturprog-

nosen des Bundes sieht für 2009 einen 

Rückgang der Wirtschaftsleistung von 0.8 

Prozent voraus und hofft für 2010 auf ein 

Wirtschaftswachstum von 1 Prozent. Die 

Arbeitslosenquote soll von 2.6 Prozent 

(2008) auf 4.3 Prozent (2010) ansteigen1. 

Es ist allerdings gut möglich, dass der 

Krisenverlauf schärfere Auswirkungen 

haben wird, als es die Experten prognosti-

zieren. Nur eines ist gewiss: Die in den 

vergangenen zwei Jahrzehnten eingetrete-

ne Verfestigung einer strukturellen Mas-

senerwerbslosigkeit in der Schweiz hält 

an. 

 

Ein Land ohne Erwerbslosigkeit? 

Im wirtschaftlichen Aufschwung der 

Nachkriegszeit galt die Schweiz als Land 

ohne Erwerbslosigkeit – im Gegensatz zu 

den südeuropäischen Ländern, aus denen  

viele so genannte „GastarbeiterInnen“ auf 

helvetische Baustellen oder in die Hotels 

und Restaurants der Schweiz strömte. 

Arbeitslosenkassen gab es zwar seit dem 

19. Jahrhundert. Viele waren durch Ge-

werkschaften gegründet worden, und seit 

1924 subventionierte der Bund solche 

Kassen. Zu Beginn der 1970er Jahre wa-

ren aber nur etwa 20 Prozent der Erwerb-

stätigen gegen Erwerbslosigkeit versi-

chert, es gab keine Versicherungspflicht. 

Das änderte sich mit dem Ausbruch der 

Wirtschaftskrise Mitte der 1970er Jahre: 

In Windeseile richtete der Bundesrat nun 

eine obligatorische Versicherung ein. 

Dennoch blieb die Arbeitslosenquote in 

den 1980er Jahren unter 1 Prozent, weil 

viele ausländische Arbeitskräfte „nach 

Hause geschickt wurden“. Diese konjunk-

turelle Pufferfunktion der MigrantInnen 

verhinderte, dass die Schweiz in den 

1980er Jahren wie die Nachbarlªnder eine 

hohe Arbeitslosigkeit erlebte. 

Der Schock war umso heftiger, als die 

Zahl der registrierten Arbeitslosen zwi-

schen 1990 und 1993 von 18'133 auf 

163'135 in die Hºhe schnellte. Die offizi-

elle Arbeitslosenquote stieg erstmals seit 

der Zwischenkriegszeit stark an, der 

(vorlªufige) Hºhepunkt wurde 1997 mit 

5.2 Prozent erreicht. Danach war die Er-

werbslosigkeit rückläufig, bis in den Jah-

ren 2002 bis 2004 erneut ein deutlicher 

Anstieg erfolgte. Im Januar 2009 lag die 

Arbeitslosenquote bei 3.3 Prozent. Zwar 

steigt und sinkt die Arbeitslosenquote bis 

zu einem gewissen Grad mit den Kon-

junkturzyklen der Wirtschaft, aber es hat 

sich in der Schweiz seit den 1990er Jah-

ren eine dauerhafte Massenerwerbslosig-

keit eingestellt, die auch in den Jahren mit 

einem höherem Wachstum nicht ver-

schwindet. Die Erwerbslosigkeit ist kein 

vorübergehendes oder marginales Phäno-

men auf dem schweizerischen Arbeits-

markt mehr, sie zählt nun zu den struktu-

rellen Grundlagen und Funktionsweisen 

dieses Arbeitsmarkts2. 

 

Workfare und statistische Nebeneffekte 

Wie haben die politischen Behörden auf 

diese Entwicklung reagiert? Sie haben 

Veränderungen bei der Arbeitslosenversi-

cherung eingeführt, die vor allem darauf 

abzielen, mehr Druck auf die Erwerbslo-

sen auszuüben und die offizielle Arbeits-

losenquote möglichst tief zu halten. 1995 

wurden die Regionalen Arbeitsvermitt-

lungszentren (RAV) eingerichtet, welche 

die Erwerbslosen bei der Suche nach ei-

nem neuen Job eher kontrollieren als be-

raten. Die RAV sind zum Dreh- und An-

gelpunkt des sogenannten Gegenleis-

tungsmodells in der Arbeitslosenversiche-

rung geworden. Die Erwerbslosen sollen 

keine Taggelder mehr beziehen, ohne 

Gegenleistungen zu erbringen – obwohl 

sie durch die in die ALV bezahlten Lohn-

abzüge eigentlich ein Recht auf Taggelder 

erworben haben. Früher gingen sie aufs 

Arbeitsamt stempeln, um ihre Leistungen 

«Erwerbslosigkeit ist in der 

Schweiz kein vorübergehendes 

Phänomen mehr.» 

Temporäragenturen wie Adecco wollen stärker ins Geschäft mit den Arbeitslosen einsteigen. 

S C H W E I Z  
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zu beziehen. Heute müssen sie eine ge-

wisse Anzahl Bewerbungen pro Monat 

schreiben, an Kursen oder Beschäfti-

gungsprogrammen teilnehmen und jede 

Ăzumutbare Arbeitñ annehmen. Sie d¿rfen 

nicht darauf beharren, eine Stelle in ihrem 

Beruf und/oder in derselben Stadt oder 

Region zu finden; sie müssen auch 

schlechtere Angebote annehmen, sonst 

werden ihnen Taggelder gestrichen. 2003 

wurden markante Leistungskürzungen 

eingeführt, vor allem die Reduktion der 

maximalen Bezugsdauer von 520 auf 400 

Taggelder und die Erhöhung der für die 

Bezugsberechtigung erforderlichen Bei-

tragsdauer von 6 auf 12 Monate. 

Der Kerngedanke dieser Massnahmen 

lässt sich mit dem Begriff Workfare um-

schreiben: Es geht nicht um die Befriedi-

gung der Bedürfnisse der Erwerbslosen, 

sondern darum, diese so rasch wie mög-

lich und zu jedem Preis – in der Regel zu 

schlechteren Anstellungs- und Arbeitsbe-

dingungen – wieder zur Aufnahme einer 

Erwerbsarbeit zu bringen3. Diese Politik 

produziert einige, von den Behörden wohl 

durchaus erwünschte statistische Neben-

effekte. So liegt die offizielle Arbeitslo-

senquote tiefer, als sie sein müsste, weil 

diejenigen Erwerbslosen, die ein Beschäf-

tigungsprogramm, eine Weiterbildung 

etc. absolvieren oder einen Zwischenver-

dienst haben, nun nicht mehr als Arbeits-

lose gelten, sondern als Stellensuchende. 

Im Dezember 2008 wies die offizielle 

Statistik 118'762 Arbeitslose aus; zusam-

men mit den Stellensuchenden waren aber 

knapp 180'000 Erwerbslose registriert. 

Die offizielle Quote von 3 Prozent ver-

deckt also die Tatsache, dass die Quote 

der auf den RAV angemeldeten Erwerbs-

losen bei ca. 4.5 Prozent liegt. Ein ande-

res Beispiel, wie die Gesetzesrevisionen 

sich in statistischen Zerr-

bildern niederschlagen, 

ist die Langzeitarbeitslo-

sigkeit. Der Anteil der 

Langzeitarbeitslosen 

(¿ber ein Jahr erwerbs-

los) ist seit 1998 (knapp 

35 Prozent) auf heute ca. 

15 Prozent gesunken. 

Dies ist zum Teil dem 

konjunkturellen Auf-

schwung von 2003 bis 

2007 zuzuschreiben; es 

hat aber auch damit zu 

tun, dass Erwerbslose 

seit der Revision von 

2003 schneller ausge-

steuert werden (nach 400 

statt 520 Tagen). Sie 

verschwinden dann aus 

der Arbeitslosenstatistik 

– und tauchen teilweise 

in der Invalidenversiche-

rung oder bei der Sozial-

hilfe wieder auf. 2006 bezogen ca. 

245'000 Personen Sozialhilfe, und 

256'300 Menschen hatten eine IV-Rente. 

Diese Zahlen geben einen Hinweis auf 

das Ausmass der versteckten Erwerbslo-

sigkeit in der Schweiz. 

 

Die vierte Revision 

Am 3. September 2008 hat der Bundesrat 

seine Botschaft für eine weitere Revision 

des Gesetzes über die Arbeitslosenversi-

cherung (AVIG) an das Parlament gerich-

tet. Dabei sollen einerseits zusätzliche 

Finanzierungsquellen für die defizitäre 

Einrichtung erschlossen werden: Die Bei-

träge sollen von 2 auf 2.2 Lohnprozente 

(vor¿bergehend 2.3 Prozent) erhºht wer-

den, und auf die Einkommen zwischen 

126'000 und 315'000 Franken soll vo-

rübergehend ein „Solidaritätsbeitrag“ 

erhoben werden, bis die Arbeitslosenver-

sicherung saniert ist4. Diese Massnahmen 

nehmen die Behörden zum Vorwand, um 

die vorgesehenen Leistungskürzungen als 

Teil einer „ausgewogenen Vorlage“ zu 

präsentieren. Der Schweizerische Ge-

werkschaftsbund (SGB) hat jedoch fest-

gestellt, dass die geplante Revision „in 

Schieflage geraten“ ist; er hofft wieder 

einmal, dass das Parlament die „Fehler 

des Bundesrates“ korrigiert5. Die Hoff-

nung stirbt zuletzt… 

Leistungskürzungen sind vor allem in vier 

Bereichen geplant. (1) Die Bezugsdauer 

soll nun von der Beitragsdauer abhängig 

gemacht werden. Wer 12 Monate Beiträ-

ge bezahlt hat, erhält nur noch 260 (statt 

400) Taggelder; erst mit 18 Monaten Bei-

tragszeit gibt es einen Anspruch auf 400 

Taggelder. (2) Drastisch verschlechtert 

werden die Leistungen für Versicherte, 

die keine Beiträge zahlen – das sind ins-

besondere Personen in Ausbildung. Sie 

sollen erst nach einer Wartezeit von 120 

Arbeitstagen Leistungen beziehen kön-

nen, und dann nur noch 90 statt 260 Tag-

gelder. Gerade Schul- und Studienabgän-

gerInnen werden von dieser Massnahme 

betroffen sein. (3) Gespart werden soll 

auch bei den „arbeitsmarktlichen Mass-

nahmen“: Beschäftigungsprogramme 

oder Zwischenverdienste werden nicht 

«Es geht nicht um die Bedürfnis-

se der Erwerbslosen, sondern 

um den Zwang zur Aufnahme 

einer Erwerbsarbeit.» 

 Brennpunkt Erwerbslosigkeit - SCHWEIZ 

Trotz Wirtschaftskrise will Bundesrätin Doris Leuthard an der 
vierten Revision der Arbeitslosenversicherung festhalten. 
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mehr als Beitragszeit für einen zukünfti-

gen Taggeldanspruch angerechnet.  

(4) Die Mºglichkeit, die maximale Be-

zugsdauer in Krisenregionen von 400 auf 

520 Tage zu erhºhen, soll wegfallen, und 

Personen über 55 Jahren sollen 22 statt 18 

Monate Beitragszeit vorweisen müssen, 

um bis zu 520 Taggelder beziehen zu 

können. 

Sehr ausgewogen ist diese Vorlage also 

nicht. Die Leistungskürzungen würden 

Langzeitarbeitslose, Menschen in befris-

teten und unsicheren Erwerbsverhältnis-

sen und junge wie auch ältere Erwerbslo-

se hart treffen – vor dem Hintergrund der 

aktuellen Krise, die zu einer Zunahme 

von Erwerbslosigkeit und prekärer Be-

schäftigung führen wird. 

 

Widerstand ist notwendig 

Es ist sehr unwahrscheinlich, dass das 

Parlament die Revisionsvorlage „aus-

gewogen“ gestalten wird, wie es der SGB 

wünscht. Vielmehr besteht die Gefahr 

einer Verschärfung der Leistungs-

kürzungen, und die bürgerlichen 

Parteien werden die Zusatzfinanzie-

rungen in Frage stellen. Die Not-

wendigkeit eines Referendums ge-

gen die vierte AVIG-Revision ist 

deshalb bereits heute klar. Die 

Chancen auf ein erfolgreiches Ab-

stimmungsergebnis wären vor dem 

Hintergrund der sich zuspitzenden 

sozialen Krise vielleicht gar nicht so 

schlecht. So gelang es am 28. Sep-

tember 1997, geplante Verschlechte-

rungen in der Arbeitslosenversicher-

ung in einer Referendumsabstimmung 

vorerst zu verhindern – gerade als die 

Arbeitslosenzahlen auf dem Höchststand 

von ca. 200'000 Menschen lagen. Das 

Referendum war von einem Erwerbslo-

senkomitee in La Chaux-de-Fonds ergrif-

fen und durch die Gewerkschaften nur 

halbherzig unterstützt worden, der Erfolg 

in der Abstimmung stellte eine grosse 

Überraschung dar. Fünf Jahre später ge-

lang es dem Bundesrat dann aber doch, 

die geplanten Verschlechterungen in einer 

neuen Vorlage durchzusetzen. Vielleicht 

können wir von der damaligen Kampagne 

etwas für den heutigen Kampf für die 

Rechte der Erwerbslosen und Lohnabhän-

gigen lernen. 
_______________ 

1 Medienmitteilung des SECO (16. 12. 2008): 

Schweizer Konjunktur im weltwirtschaftlichen 

Abwärtssog. 

2 Jean-François Marquis: Die neuen Formen 

der Arbeitslosigkeit. Debatte (erste Serie) Nr. 

7 / 2004, S. 9-17. 

3 Kurt Wyss: Workfare. Sozialstaatliche Re-

pression im Dienst des globalisierten Kapita-

lismus. Edition 8, 2007. 

4 Im Gegensatz zur AHV sind bei der Arbeits-

losenversicherung die Erwerbseinkommen ab 

126'000 Franken beitragsbefreit. Dass höhere 

Einkommen zur Finanzierung der Sozialversi-

cherungen beitragen, sollte eigentlich selbst-

verständlich sein. Anstatt von einem 

„Solidaritätsbeitrag“ zu sprechen, müsste 

vielmehr betont werden, dass ein solidarischer 

Ausgleich zwischen den Einkommensklassen 

dauerhaft eingerichtet werden müsste. 

5 Medienmitteilung des SGB (3. 9. 2008): Re-

vision der Arbeitslosenversicherung. In Schief-

lage geraten – Parlament muss korrigieren. 

6 Vgl. NZZ, 17.1.2009: Schneller zum privaten 

Arbeitsvermittler; und NZZ, 6.2.2009: Staat-

lich subventionierte Rosinenpickerei. 

7 Vgl. Christin Kehrli: „Chance Sozialfirmen. 

Niederschwellige Arbeitsplätze auf dem dritten 

Arbeitsmarkt“, in: Caritas, Sozialalmanach 

2009, S. 179-193. – Siehe auch die Webseiten: 

http://www.stiftungfuerarbeit.ch; und http://

www.swisssocialfirms.ch/ 

Die Leistungskürzungen bei der ALV würden Stu-
dienabgängerInnen ohne Job hart treffen. 

 

Der Kapitalismus ist ein System, das aus 

jedem Unglück ein Geschäft machen kann. 

Dies gilt auch für ungesicherte Beschäfti-

gung und Erwerbslosigkeit. Die Agenturen 

für Temporärarbeit (Adecco, Manpower, 

etc.) konnten ihr Schmuddelimage als 

Quasi-Sklavenhändler abstreifen und 

stellen sich heute als wohltätige Organisa-

tionen dar, die den Prekären und Er-

werbslosen helfen, neue Jobs zu finden. 

Die Gewerkschaft Unia hat durch den 

Abschluss eines Gesamtarbeitsvertrags 

(GAV) mit dem Branchenverband Swiss-

staffing im Juni 2008 die Temporäragen-

turen als legitime Einrichtungen auf dem 

Arbeitsmarkt anerkannt. FDP-Nationalrat 

und Unternehmer Otto Ineichen (Otto’s 

Warenposten) hat den Vorschlag lanciert, 

dass Erwerbslose mit guten Chancen am 

Arbeitsmarkt gleich an private Arbeitsver-

mittler weitergereicht werden sollen, um 

die RAV zu entlasten; die privaten Agen-

turen sollen für jeden Erwerbslosen, der 

wieder eine Stelle findet, eine Erfolgsprä-

mie erhalten.6 

Auch die so genannten Sozialfirmen ge-

niessen ein steigendes Ansehen. Sie be-

schäftigen Erwerbslose zu sehr tiefen Löh-

nen, die Sozialhilfe sichert das Existenzmi-

nimum. In der Schweiz gilt die 1997 ge-

gründete Stiftung für Arbeit in St. Gallen 

als Vorreiterin; sie beschäftigt heute ca. 

400 Personen und hat Niederlassungen in 

Arbon, Zürich und Winterthur eröffnet. Am 

29. Oktober 2008 nahm in Olten die 

Geschäftsstelle der Arbeitsgemeinschaft 

Schweizer Sozialfirmen (ASSOF) ihre Ar-

beit auf. Die ASSOF wird von der Hoch-

schule für Soziale Arbeit (FHNW) unter-

stützt. Applaus kommt auch von der Cari-

tas: Dank Sozialfirmen kann der Staat 

Sozialleistungen sparen, und die Erwerbs-

losen tragen etwas zur Wirtschaft bei.7 

Wahrlich eine Win-Win-Situation! 

Das Geschäft mit den Erwerbslosen 

SCHWEIZ - Brennpunkt Erwerbslosigkeit  

«Die Notwendigkeit eines Referendums gegen 

die vierte Revision ist bereits heute klar.» 
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In der am 7. Februar verabschiedeten 

Plattform sind folgende Ziele formuliert: 

Das „Netzwerk für eine kämpferische 

Bewegung der ArbeiterInnen“ will Lohn-

abhängige, GewerkschaftsaktivistInnen 

und solidarische Gruppen dazu ermun-

tern, sich gegenseitig in folgenden Berei-

chen zu unterstützen: 

► demjenigen, sich bessere Möglichkeiten 

anzueignen, um am Arbeitsplatz ihre 

Interessen gemeinsam zu verteidigen 

(Austausch von Erfahrungen und Un-

terstützung  bei Organisierungsbestre-

bun-gen), 

► dem, die unterschiedlichen Facetten 

der laufenden unternehmerischen An-

griffe nachzuvollziehen (Information 

und Analyse), 

► der Solidaritätsarbeit und dem Aus-

tausch unter Lohnabhängigen, die sich 

in der Schweiz oder im Zusammenhang 

mit Schweizer Firmen im Ausland dafür 

einsetzen, im gemeinsamen Kampf ihre 

Interessen zu verteidigen. 

 

Das Umfeld 

Die Schweiz ist ein Land mit wenig Tra-

dition in Arbeitskämpfen. Die etablierten 

Gewerkschaften ziehen es in der Regel 

vor, Konflikte mit einigen „vernünftigen“ 

Vorschlägen (z.B. Sozialplänen) am Ver-

handlungstisch zu behandeln, bevor sie 

überhaupt eine gewisse Dynamik und 

Radikalität erreichen können. Aktivitäten, 

die eine gewisse Militanz erfordern, ver-

stehen sie eher als propagandistische Ak-

tivität – von Zeit zu Zeit und wenn güns-

tige Voraussetzungen vorliegen. Der 

Streik wird nicht als Mittel zur Durchset-

zung eines gesetzten Ziels betrachtet, 

sondern als (letztes!) politisches Druck-

mittel im Hinblick auf einen („fairen“) 

Kompromiss mit den Unternehmern. Der 

Streik wird damit auf seinen symboli-

schen Charakter reduziert. 

 

Mittel und Vorgehensweise 

Für die Zielerreichung entscheidend ist 

es, einen Ort für den Austausch von Er-

fahrungen unterschiedlicher Arbeits-

kämpfe zu schaffen. 

Eine weitere Aufgabe des Netzwerkes 

muss die Information über Konflikte in 

der Arbeitswelt gegenüber der Öffentlich-

keit sein. Hier geht es – soweit die Kräfte 

es erlauben – darum, einen Gegenpol zur 

demobilisierenden Berichterstattung der 

Mainstream-Medien zu bilden. 

Finden Arbeitskämpfe statt, bietet das 

Netzwerk oder seine Vertretungen in der 

entsprechenden Region eine solidarische 

Unterstützung an. Diese kann - immer 

den Bedürfnissen der aktiven Beleg-

schaftsmitglieder entsprechend - die Form 

von Öffentlichkeitsarbeit, von Demonst-

rationen bis hin zu Betriebsblockaden 

haben. 

Unsere Initiative muss den Bedürfnissen 

eines wesentlichen Teils der Lohnabhäng-

igen entsprechen. 
 

Selbstorganisation 

In der erwähnten Plattform steht auch: 

„Das Netzwerk unterstützt also die 

Selbstorganisierung und Selbstbestim-

mung der ArbeiterInnen. Das Netzwerk 

versteht sich weder als eine oder mehrere 

Oppositionsströmungen innerhalb der 

bestehenden Gewerkschaften, noch als 

eine Alternative zu diesen Gewerkschaf-

ten.“ 

Die Entwicklung von Bewusstsein hat 

dann einen guten Nährboden, wenn eine 

Bewegung vorhanden ist. Fehlt die Bewe-

gung, die Selbstaktivität, lauert die gegen-

teilige Entwicklung. Schwindet die Hoff-

nung, (gemeinsam) ein Ziel zu ereichen, 

wächst die Gefahr, dass viele sich der 

Wahl zwischen dem kleineren und dem 

grösseren Übel zuwenden – nach dem 

Motto: lieber einen Spatz in der Hand als 

eine Taube auf dem Dach. 

Bewegung kann man behindern oder för-

dern – auf Knopfdruck auslösen kann 

man sie nicht. Es gilt unter anderem, zur 

richtigen Zeit am richtigen Ort zu interve-

nieren. Dazu kann das Netzwerk und ein 

regelmässiger Informationsaustausch 

nützlich sein. Der Ausdruck „Eins, zwei, 

drei – viele Officine“ muss unter diesem 

Aspekt betrachtet werden. 

Wir erwarten als Folge der aktuellen Kri-

se des Kapitalismus eine Zunahme von 

Entlassungen und Betriebsschliessungen. 

Dies bedeutet jedoch nicht automatisch 

ein Ansteigen von Arbeitskämpfen, denn 

die Gewerkschaften werden in der Regel 

schnell zur Stelle sein und Sozialplanver-

handlungen und Schiedsgerichtsverfahren 

vorschlagen, die zur Beruhigung der Lage 

führen. 

 

Am 7. Februar haben sich im Tessin, auf Einladung des Streikkomitees der 

SBB-Cargo-Werkstätte von Bellinzona erneut über 200 AktivistInnen ge-

troffen. Sie haben dabei einerseits die Grundlage f¿r ein ăNetzwerk f¿r 

eine kªmpferische Bewegung der ArbeiterInnenò gelegt, aber auch ¿ber 

die Krise und ihre Folgen für die Lohnabhängigen diskutiert. 
Hanspeter Gysin 

N E U E  L I N K E  

Eins, zwei, drei – viele Officine! 
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сл WŀƘǊŜ ǎƛƴŘ ǾŜǊƎŀƴƎŜƴ ǎŜƛǘ ŘŜǊ ŜǘƘƴƛπ

ǎŎƘŜƴ {ŅǳōŜǊǳƴƎ ŜƛƴŜǎ ƎǊƻǎǎŜƴ ¢Ŝƛƭǎ Ǿƻƴ 

tŀƭŅǎǝƴŀΦ ±ƻǊ Ŝǘǿŀǎ ƳŜƘǊ ŀƭǎ пл WŀƘǊŜƴ 

ŦŀƴŘŜƴ ǿŜƛǘŜǊŜ aŀǎǎŜƴǾŜǊǘǊŜƛōǳƴƎŜƴ 

ǎǘŀǧΦ ²ŀǎ ǎŜƛǘƘŜǊ ǳƴǘŜǊ ŘŜǊ 9ǝƪŜǧŜ 

αCǊƛŜŘŜƴǎǇǊƻȊŜǎǎά ƛƴǎȊŜƴƛŜǊǘ ǿǳǊŘŜΣ Ƙŀǘ 

ŀǳǎǎŎƘƭƛŜǎǎƭƛŎƘ ȊǳƳ 9ǊƎŜōƴƛǎΣ Řŀǎǎ ŘŜǊ 

ǎǘŜǝƎŜ [ŀƴŘǊŀǳō ƛƴ ŘŜƴ ōŜǎŜǘȊǘŜƴ DŜōƛŜπ

ǘŜƴ ǳƴŘ ŘƛŜ ǾǀƭƪŜǊǊŜŎƘǘǎǿƛŘǊƛƎŜ !ƴǎƛŜŘŜπ

ƭǳƴƎ Ǿƻƴ 9ƛƴǿŀƴŘŜǊŜǊLƴƴŜƴ ŀǳŦ ƎŜǎǘƻƘƭŜπ

ƴŜƳ [ŀƴŘ ǾƻǊŀƴƎŜǘǊƛŜōŜƴ ǿǳǊŘŜΦ 5ƛŜ 

α½ǿŜƛǎǘŀŀǘŜƴƭǀǎǳƴƎάΣ ŘƛŜ ǳƴǎ ƛƳƳŜǊ ǿƛŜπ

ŘŜǊ ŀƭǎ [ǀǎǳƴƎǎŀƴǎŀǘȊ ǾƻǊƎŜƎŀǳƪŜƭǘ ǿƛǊŘΣ 

ƛǎǘ ƳƛǧƭŜǊǿŜƛƭŜ aŀƪǳƭŀǘǳǊΣ ǿŜƛƭ ŘƛŜ Ǿƻƴπ

ŜƛƴŀƴŘŜǊ ƛǎƻƭƛŜǊǘŜƴ .ŀƴǘǳǎǘŀƴǎΣ ƳƛƭƛǘŅπ

ǊƛǎŎƘ ŀōƎŜǊƛŜƎŜƭǘŜ DƘŜǧƻǎ ƴŀŎƘ ŘŜƳ 

aǳǎǘŜǊ ŘŜǊ ŜƘŜƳŀƭƛƎŜƴ !ǇŀǊǘƘŜƛŘ ƛƴ {ǸŘπ

ŀŦǊƛƪŀΣ ŀǳŦ ŘŜƴ ǸōǊƛƎ ƎŜōƭƛŜōŜƴŜƴ мл ōƛǎ 

мр tǊƻȊŜƴǘ ŘŜǎ ƘƛǎǘƻǊƛǎŎƘŜƴ tŀƭŅǎǝƴŀ ǇŜǊ 

5ŜŬƴƛǝƻƴ ƪŜƛƴŜƴ ȊǿŜƛǘŜƴΣ ƭŜōŜƴǎŦŅƘƛƎŜƴ 

{ǘŀŀǘ ƳŜƘǊ ŜǊƎŜōŜƴ ƪǀƴƴŜƴΦ 5ŀƳƛǘ ƛǎǘ 

ŀǳŎƘ ŜƴŘƎǸƭǝƎ ŜƴǘƭŀǊǾǘΣ Řŀǎǎ ŘƛŜ ƛǎǊŀŜƭƛπ

ǎŎƘŜƴ ½ƛƻƴƛǎǘŜƴ ŜƛƴŜƴ ǎƻƭŎƘŜƴ {ǘŀŀǘ ŀƴ 

ƛƘǊŜǊ {ŜƛǘŜ ƴƛŜ ƎŜǿƻƭƭǘ ƘŀōŜƴ ǳƴŘ ŦǊŜƛǿƛƭπ

ƭƛƎ ŀǳŎƘ ƴƛŜ ŀƪȊŜǇǝŜǊŜƴ ǿŜǊŘŜƴΦ 

Die Kollaborateure 

Den allgegenwärtigen Menschenrechts-

verletzungen und den regelmässigen 

Verstössen Israels gegen Beschlüsse der 

UNO zum Trotz unterstützen die Regie-

rungen der USA, der EU-Länder und 

auch der Schweiz unisono und einseitig 

das Kolonialregime Israels. Sie finanzie-

ren faktisch das Besatzungsregime und 

ohne ihre Milliardenspenden (Israel erhält 

mehr „Entwicklungshilfe“ als ganz Afri-

ka) wäre Israel dazu gezwungen, Frieden 

zu schliessen. Unter dem Vorwand, Men-

schenrechte zu verteidigen, werden un-

folgsame Ländern vom „Westen“ be-

droht, wirtschaftlichen Blockaden ausge-

setzt und militärisch überfallen und man 

stellt sich die Frage, weshalb Israel nicht 

mit denselben Massstäben gemessen 

wird. Die Erklärung dafür ist nicht so 

schwierig wie sie scheint. Israel hält mit 

seinem Bedrohungspotenzial die Diktato-

ren der umliegenden Länder an der Macht 

und zugleich unter Kontrolle und macht 

sie den imperialen Interessen gefügig. 

Jordanien und Ägypten kollaborieren 

vollständig und unterdrücken jede Solida-

ritätskundgebung der Bevölkerung mit 

Palästina. Ausserdem liegen die Interes-

sen Israels und der Regierungen Europas 

auf einer Linie. Die Jagd nach billigen 

Rohstoffen und Arbeitskräften und die 

Deregulierung der Märkte sind gemeinsa-

me Ziele. Israel ist der zuverlässigste 

Stellvertreter des westlichen Imperialis-

mus im ölreichen Nahen Osten. Eine irra-

tionale, medial geschürte Islamophobie 

hat das verloren gegangene Feindbild 

ĂKommunismusñ abgelºst. Darin sucht 

unter anderem eine rassistische Ausgren-

zungspolitik gegenüber dem Süden seine 

Rechtfertigung.  Für die westliche Waf-

fenindustrie – die schweizerische RUAG 

eingeschlossen – ist Palästina das ideale 

Labor für die Bewährungsprobe am le-

benden Objekt und die technisch versierte 

israelische Armee der zuverlässigste Test-

betrieb. Phosphor-Brandbomben wurden 

so getestet, aber auch neuartige sogenann-

ten Flechette-Panzergranaten – Explosiv-

körper, die Tausende kleine pfeilförmige 

Projektile verschiessen, um so möglichst 

viele Personen zu treffen. Nicht zu reden 

von den neusten Kriegstechnologien, der 

satellitengestützten Feuerleitung und der 

Feinderkennung mittels Nachtsicht- und 

Wärmbildtechnik. 

Je weiter rechts eine europäische Regie-

rung steht, umso enger sind ihre Banden 

mit Israel. Israels beste Freunde sind, 

neben dem ehemaligen US-Präsident und 

seiner neokonservativen Entourage, die 

auch unter Obama weiterhin Einfluss auf 

die Politik der USA haben wird: Berlu-

sconi, Merkel und Sarkozy. 

Mit diesen Feststellungen haben wir auch 

eine Erklärung dafür, weshalb unsere 

Eliten und damit die von ihnen kontrol-

lierten Massenmedien angesichts Israels 

brutaler Aggressionspolitik einen derarti-

gen Eiertanz um eine „ausgewogene“, 

neutralistische Kommentierung dieses 

jüngsten Massakers vollführen. Zwar 

 

Zwanzig Tage dauerte der Bombenhagel der israelischen Armee auf die umzingelte, 

ausgehungerte Bevºlkerung Gazas, 1õ400 Tote  und 6000 Verletzte sind zu zªhlen. 

100'000 Menschen sind obdachlos, Elektrizitªt und Treibstoffe Mangelware, es gibt 

keine Wasserversorgung, keine Abwasseraufbereitung, kein funktionierendes Ge-

sundheitswesen mehr ð die Infrastruktur ist weitgehend zerstört. 

Hanspeter Gysin 

I N T E R N AT I O N A L  

Gaza - die verkehrte Welt der Schuldzuweisung 

Phosphorgranaten der israelischen Armee schlagen auf ein Spital in Gaza ein. 
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konnte man in der Berichterstattung viel 

über das Leiden der PalästinenserInnen 

und die möglicherweise übertriebene 

Handlung Israels erfahren, aber in einigen 

grundsätzliche Aspekten ist es unseren 

Meinungsmachern nicht gelungen, ihre 

einseitige Haltung zu verstecken. 

 

Die ăausgewogeneò Einseitigkeit 

Im Mainstream der Medienberichterstat-

tung waren wir folgenden unwahren Be-

hauptungen ausgesetzt: 

1. Israel sei existenziell bedroht und habe 

sich gegen den Beschuss mit palästinensi-

schen Raketen zur Wehr setzen müssen. 

Abstrus, wenn man das Waffenarsenal 

Israels mit demjenigen der Palästinenser 

vergleicht: Letztere verfügen über selbst-

gebastelte Kassam-Raketen, von denen 

ungefähr jede Tausendste einen Schaden 

anzurichten vermag und ein paar Tausend 

Handfeuerwaffen im Gazastreifen. 

2. Israel habe notgedrungen aufgrund der 

sich zuspitzenden Lage zurückschlagen 

müssen. Wo doch jedem Sachkundigen 

klar ist, dass eine solche konzertierte und 

gezielte Aktion der Streitkräfte Monate 

Vorbereitungszeit erfordert. Den für das 

Losschlagen gewählten Zeitpunkt muss 

man viel eher in der damals ablaufenden 

Amtsperiode von US-Präsident Bush und 

dem bevorstehenden israelischen Wahl-

kampf suchen. 

3. Die BewohnerInnen in der Umgebung 

des Gazastreifens seien durch den Be-

schuss durch Kassam-Raketen traumati-

siert. Was sich besonders dann ganz klar 

zeigte, als diese sich zu Hunderten auf 

den Gaza umgebenden Hügeln besam-

melten, um beim Picknick mit Fernrohren 

und Feldstechern der Bombardierung der 

dichtbesiedelten Stadt Gaza zuzusehen. 

4. Die Palästinenser hätten den für den 

Zeitraum vom 19. Juni bis 19. Dezember 

2008 vereinbarten Waffenstillstand ge-

brochen. Im Widerspruch dazu steht: bis 

zum 4. November 2008, dem Tag der US-

Präsidentenwahlen, kam in Israel nie-

mand zu Schaden, jedoch wurden über 40 

Palästinenser extralegal, das heisst auf 

reinen Verdacht hin, getö-

tet. Zudem ging die prak-

tisch totale Blockade des 

Gazagefängnisses weiter. 

Glaubwürdiger ist da der 

UN-Berichterstatter 

Richard Falk, der für den 

Bruch des Waffenstill-

stands eindeu-tig Israel 

verantwortlich macht. 

Weshalb, fragt man sich, 

konnte man in unseren 

Massenmedien nicht erfah-

ren: 

1. Dass zwei Drittel der BewohnerInnen 

im Gazastreifen Nachkommen von Ver-

triebenen aus Gazas weiterer Umgebung 

sind, die den völkerrechtskonformen An-

spruch erheben, in ihre Heimatorte zu-

rückzukehren; dass die vielzitierte Stadt 

Sderot früher ein palästinensisches Dorf 

mit dem Namen Najd war, eines der über 

500 Dºrfer, aus denen die Bevºlkerung 

von den Zionisten hinausgesäubert wurde. 

2. Dass Israel auch im Verlaufe des Waf-

fenstillstands nur 60 Prozent der für eine 

angemessene Ernährung notwendigen 

Nahrungsmittel-Kalorien in den Gaza-

streifen gelassen hat. Der Regierungsbe-

rater Dov Weisglass sprach davon, die 

eingeschlossenen Menschen unter „Diät“ 

zu halten. Kein Wort dar-

über, dass eine solche Aus-

hungerungsstrategie bleiben-

de Entwicklungsschäden 

namentlich bei Kindern pro-

voziert und offensichtlich 

zum Ziel hat, die Menschen 

in Konflikte um Nahrungs-

mittel zu bringen. 

3. Dass die israelische Mari-

ne regelmässig auf palästi-

nensische Fischerboote 

schiesst, um den Fischfang 

und damit die Nahrungsmit-

telergänzung in den Küsten-

gewässern zu verhindern. 

Und warum nur sind sich 

ausnahmslos alle Berichter-

statter darin einig? 

1. Dass die PalästinenserIn-

nen kein Recht dazu haben, Widerstand 

gegen die Besatzung auszuüben, dass sie 

kein Recht dazu haben, sich Waffen zu 

beschaffen, um der schwerbewaffneten 

israelischen Aggression entgegentreten zu 

können. 

2. Dass die Einfuhr von Materialien durch 

handgegrabene Tunnels ins benachbarte 

Ägypten als Schmuggel zu bezeichnen 

ist, als ob Israel darüber zu bestimmen 

habe, was PalästinenserInnen importieren 

dürfen und was nicht. 

Der Leiter des „Alternative Information 

Center“ in Jerusalem, Michel War-

shawski, ist zum Schluss gekommen, dass 

diejenigen, die in diesem einseitigen 

Krieg beide Seiten gleichsam verurteilen, 

Gaza – die verkehrte Welt der Schuldzuweisung - INTERNATIONAL 

 

 

Sich informieren 

Informationsquellen: Amnesty International, Human 

Rights Watch, Alternative Information Center Jeru-

salem, Arbeitsgemeinschaft Friedensforschung der 

Uni Kassel, Amira Hass, Avi Shlaim, Norman Finkel-

stein, Gabriel Ash. 

Ohne massiven politischen Druck ausgesetzt zu sein, 

wird sich Israel nie zu einer Friedenslösung zwingen 

lassen. Eine Anleitung zum Handeln findet sich auf: 

www.bds-info.ch 

 

Handeln 

Im April dieses Jahres findet in Genf die Nachfol-

gekonferenz zur UNO-Antirassismuskonferenz von 

Durban 2001 statt, die sich auch mit der Situation 

in Palästina befassen wird. Infos unter: 

www.nahostfrieden.ch. 
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Aktuelle Zahlen unterstreichen die Tiefe 

dieser Krise. Gemäß Weltbank wird das 

globale Wirtschaftswachstum auf wahr-

scheinlich deutlich unter 1% sinken. Das 

ist extrem tief. Die Euroländer und die 
USA werden eine massive Schrumpfung 

der Wirtschaftsleistung um voraussicht-

lich 2% oder sogar mehr erfahren. Der 

Welthandel wird deutlich zurückgehen. 

Der Warenumschlag in 

den großen Häfen der 

Welt brach in den letz-

ten Monaten richtigge-

hend ein. Im Unter-

schied zu bisherigen 

Krisen ist diese Krise 
global. Sie umfasst alle 

Länder. Was in den 

kapitalistischen Metro-

polen als Krise beginnt, 

wird in den Ghettos der 

Megastädte und den 

verarmten Landregio-

nen Asiens, Lateiname-

rikas und Afrikas zur 

sozialen und menschli-

chen Katastrophe. 
ĂThe world faces a dee-

pening economic crisis 

in advanced economies 

now spreading to major 

emerging markets such 

as China, India, and 

Brazil” schreibt der 

Internationale Wäh-

rungsfonds (IWF) am 

26. Januar 2009. Der 

IWF warnt vor sozialen Unruhen und 
Aufständen. Er schlägt vor, dass die Re-

gierungen weltweit 1,2 Billionen US$ 

(was immerhin 2% des weltweiten BIP 

entspricht) in diesem und im nächsten 

Jahr in die Wirtschaft einspritzen sollen, 

um der Krise zu begegnen. Bereits seit 

Monaten sieht sich der IWF gezwungen, 

eine Reihe von Ländern, vor allem in Ost-

europa, zu stützen. Ohne Finanzspritzen 

des IWF wäre Ungarn bereits im Staats-

bankrott.  
Die New York Times publiziert auf ihrer 

Website eine lange Liste mit mittlerweile 

Hunderten von Banken, die im Laufe des 

letzten Jahres kleinere oder größere Fi-

nanzspritzen erhielten. Im Jahr 2008 hat 

alleine der US-amerikanische Staat direk-

te und indirekte staatliche Verpflichtun-

gen im Wert von schätzungsweise 7,8 

Billionen Dollar geleistet (NYT, 26. Nov. 

2008). Das sind gigantische Summen, die 
als direkte Eigenkapitalbeteiligungen, als 

Garantiebeträge oder als Versicherungsbe-

träge fließen. Die Botschaft ist klar: wir 

drucken so viel Geld wie nötig, um das 

Bankensystem zu retten. Irgendwann wer-
den die Rechnungen serviert werden und 

dann ist die große Frage, wer diese Rech-

nung auf welche Weise bezahlen wird. 

Die Schweiz hat im Verhältnis zur Bevöl-

kerungszahl eines der umfassendsten Ban-

kenstützungsprogramme überhaupt geleis-

tet. Untersuchungen der UNO berichten, 

dass auch Drogengelder zur Stützung von 

Banken verwendet werden, und zwar aus 

einem simplen Grund: Es sind die einzi-

gen liquiden Investmentmittel, die noch in 
großem Stil verfügbar sind. 

Alle diese Entwicklungen zeigen, dass 

diese Krise viel tiefer ist als alle Krisen 

seit dem 2. Weltkrieg. Es ist eine tiefgrei-

fende systemische Krise. Die Krise lässt 

sich nur in ihrer weltweiten Dynamik ver-

stehen. Sie hat sich aufgrund der Wirt-

schaftsverflechtungen sehr schnell ver-

breitet. Die Überakkumulation hat China 

erreicht, das nun eine Schlüsselrolle ein-
nimmt. Wer kauft die chinesischen Kon-

sumgüter, wenn China diese nicht mehr 

wie in den letzten Jahren in die USA und 

nach Europa exportieren kann? Bereits 

sind in China Millionen 

von Menschen, die in 

den letzten Jahren vom 

Land in die großen ur-

banen Wachstumsregio-

nen gezogen sind, wie-

der in ihre Heimatregio-

nen gezogen. 

Die gegenwärtige Fi-

nanzkrise ist Ausdruck 

und Produkt einer weit-

reichenden Krise der 

Akkumulation – oder 

allgemeiner ausge-

drückt: der Investitions-

tätigkeit. Sie verstärkt 

und verallgemeinert die 

Akkumulationskrise. 
Diese Krise kann nur 

durch eine massive Zer-

störung von Kapital und 

Arbeit und die Erschlie-

ßung neuer Felder zu 

Kapitalverwertung 

Ăgelºstñ werden, was 

mit entsprechenden ge-

sellschaftlichen Kosten 

und menschlichem Elend verbunden sein 

wird.  
 

Die Macht des Anlagekapitals 

Um die aktuelle Krise zu verstehen, müs-

sen wir einige Jahrzehnte zurückblicken. 

Die erste große Krise seit dem 2. Welt-

krieg Mitte der 1970er war Ausdruck sin-

kender Profitraten und mangelnder Mög-

lichkeiten zur profitablen Verwertung des 

Kapitals. Seither ist das Kapital bestrebt, 

die Schranken, die eine Steigerung der 

Profitrate verhindern, aus dem Weg zu 
räumen. Darum trachtet es danach, sich 

neue Felder zu erschließen und die beste-

henden Verwertungskanäle profitabler zu 

gestalten. Die Politik der Liberalisierung, 

 

Die aktuelle Krise zeigt, dass die Aufblähung des Finanzsektors die Tendenz zur 

Überakkumulation nur zeitweise und oberflächlich abschwächte. Die Widersprü-

che treten nun umso wuchtiger wieder auf. Zugleich stehen wir vor dem Prob-

lem, dass die bisherigen Konzepte zur Krisenbekämpfung kaum mehr wirken. 

Erforderlich sind radikale demokratische und soziale Antworten. 
Christian Zeller* 

Die Produktion entspricht nicht den Bedürfnissen  

S C H W E R P U N K T  A U S W I R K U N G E N  D E R  K R I S E   

Ohne milliardenschwere finanzielle Unterstützung durch den Staat würde der 
einstmals grösste Autokonzern General Motors heute untergehen. 
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Deregulierung, Privatisierung und des 

Abbaus sozialer und demokratischer Er-

rungenschaften, die seit Anfang der 

1980er Jahre zuerst die Regierungen in 

den USA und Großbritannien praktizier-
ten und dann von den meisten Staatsfüh-

rungen auf der Grundlage massiver Nie-

derlagen der Arbeiterbewegung übernom-

men wurde, schuf die institutionellen 

Grundlagen für die verstärkte Konzentra-

tion des Finanzkapitals in den Händen von 

Finanzunternehmen und institutionellen 

Investoren wie Versicherungen, Invest-

ment-, Anlage- und Pensionsfonds und 

Banken. Entscheidend für diese Entwick-

lung war die Einführung und Stärkung 
privater, kapitalgedeckter Alterssysteme 

zunächst in den angelsächsischen Län-

dern, in Japan und in der Schweiz und 

dann auch anderswo. Parallel dazu wur-

den die Kapitalmärkte von institutionellen 

Einschränkungen befreit. Sie bieten den 

finanziellen Investoren die nötige Liquidi-

tät, d.h. das Privileg, in der kürzestmögli-

chen Zeit aus dem Markt auszusteigen. 

In der Schweiz wurde das Pensionskas-

senobligatorium Mitte der 1980 mit tat-
kräftiger Unterstützung der Sozialdemo-

kratischen Partei und der Gewerkschaften 

durchgesetzt. Mittlerweile zeigt sich, dass 

die Pensionskassen nicht einfach des Ren-

tenklaus bezichtigt werden können. Das 

Problem ist viel umfassender. Viele Pensi-

onskassen weisen eine deutliche Unterde-

ckung auf. Das ist nicht erstaunlich. Denn 

die Pensionskassen legen die Gelder der 

Pensionsberechtigten auf den internationa-

len Finanzmärkten an, wo aber die Kurse 
der Wertpapiere massiv abgesackt sind. 

Erst wenn die allgemeine Konjunkturent-

wicklung anzieht und die Unternehmen 

ihre Profite wieder steigern, wird sich die 

Lage verbessern. Das kann aber viele Jah-

re dauern und wird vor allem nur möglich 

sein, wenn das Kapital die Arbeitsbedin-

gungen der Lohnabhängigen weiter ver-

schlechtert und zugleich neue Märkte er-

schließt. 

Ein zentrales Kennzeichen des finanzdo-
minierten Kapitalismus ist die sinkende 

Lohnquote1. In den USA, in den meisten 

Ländern Europas und in Japan ist der An-

teil der Löhne am Volkseinkommen seit 

den 1980er Jahren deutlich zurückgegan-

gen. Auf der anderen Seite 

schossen die Einkommen aus 

Kapitalerträgen in die Höhe. Vor 

allem in den USA ergab sich 

damit aber ein fundamentales 
Problem. Wie können die Lohn-

abhängigen weiterhin Konsum-

güter kaufen, wenn ihre Einkom-

men real stagnieren oder sogar 

zurückgehen? Die scheinbare 

Lösung suchte man in einer deut-

lichen Aufblähung des Kreditbe-

reichs. Millionen von Lohnab-

hängigen haben sich zunehmend 

verschuldet, um ein Haus zu kau-

fen, ihr Haus zu halten oder ein-
fach um ein Auto, Wohnungsein-

richtungen und Nahrungsmittel 

zu kaufen. 
 

Weltweite Ungleichgewichte 

Die USA konnten sich die Stei-

gerung des Konsums und das 

sehr hohe Handelbilanzdefizit 

nur dank dem enormen Kapitalzufluss aus 

Japan, Europa, Südostasien und vor allem 

aus China leisten. Dieser Kapitalzufluss in 

die USA fütterte die dynamische, aber 

kurze Phase der sogenannten New Econo-

my und die Börsenblase Ende der 1990er 

Jahre. Die US-amerikanische Notenbank 

begegnete der Krise in den Jahren 2001 

bis 2003 mit sehr tiefen Zinssätzen und 
der Anfeuerung einer neuen Blase, dem 

Boom auf den Immobilienmärkten. Die 

Verschuldung der privaten Haushalte und 

der Unternehmen wurde ständig größer. 

Gleichzeitig stellte sich auf Weltebene 

eine sonderbare Konstellation ein. Die 

USA und China gingen eine fragile sym-

biotische Beziehung ein. Die USA steiger-

ten ihre Importe mit günstigen Konsum-

gütern aus China. Das Handelsbilanzdefi-

zit stieg an. Gleichzeitig erzielte China 
große Handelsbilanzüberschüsse. Das 

Geld legte China wiederum in den USA 

an, vor allem in Staatsanleihen. China 

wurde in den letzten Jahren zur Weltfab-

rik. Europa und die USA kaufen chinesi-

sche Konsumgüter. Zugleich importiert 

China Maschinen aus Europa und den 

USA. In diesem Kontext hat sich der welt-

weite Konkurrenzkampf unter den Lohn-

abhängigen um Lohnniveaus, Arbeitsbe-

dingungen und soziale Sicherheit ver-

schärft. Viele Unternehmen sprechen die 

folgende Drohung aus: Entweder die 
Lohnabhängigen akzeptieren eine Ver-

schlechterung der Arbeitsbedingungen, 

oder die Produktion wird in günstigere 

Gegenden verlagert. 

 

Nun zeigt sich ein grundsätzliches Prob-

lem des Kapitalismus. Es werden zu viele 

Waren produziert, die nicht mehr abge-

setzt werden können. Viele Produktions-

stätten sind nicht ausgelastet. Sehr offen-

sichtlich ist diese Überakkumulation in 
der Automobilindustrie. Zugleich werden 

menschliche und gesellschaftliche Bedürf-

nisse immer weniger befriedigt. Denken 

wir nun an den Hunger in vielen Regionen 

der Welt, an die ungenügende Gesund-

heitsversorgung in den USA, an die wach-

sende Zahl von Armen auch in den rei-

chen Ländern und an die weltweite Um-

weltzerstörung. Zugleich sind die Profitra-

ten in zahlreichen Industrien nicht im ge-

wünschten Maße angestiegen. Ein be-
trächtlicher Teil der Profite wurde im Fi-

nanzbereich erzielt, wo kurzfristig höhere 

Erträge zu erzielen waren. Darum zögern 

viele Unternehmen, im großen Stile zu 

investieren.  

   Die Produktion entspricht nicht den Bed¿rfnissen - SCHWERPUNKT AUSWIRKUNGEN DER KRISE 

Im Sudan sterben Menschen an Hunger, während 
internationale Investoren Land aufkaufen. 

«Das Problem mit den Pensionskassen ist viel 

umfassender als simpler Rentenklau.» 
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Antworten, die zu neuen Krisen führen 

Nun wird über Teilverstaatlichungen von 

Banken gesprochen. Das ist eine Irrefüh-

rung. Was passiert, sind nicht Verstaatli-

chungen, sondern Privatisierungen öffent-
licher Guthaben und eine Abwälzung der 

enormen Verluste auf die SteuerzahlerIn-

nen. Die Strategien der Regierungen in 

den USA, in Großbritannien, Frankreich, 

Deutschland und in der Schweiz mögen 

im Detail unterschiedlich sein. Gemein-

sam ist ihnen, dass die Verluste der Ban-

ken und Unternehmen an die breite Bevöl-

kerung, also die Lohnabhängigen, weiter-

gereicht werden. Das ist der Kern aller 

Bankenrettungspakete. 

Obwohl zahlreiche Investitionen in die 

Verbesserung der öffentlichen Infrastruk-

tur sinnvoll sein können, stellen sich 
grundsätzliche Fragen: Wer wird diese 

Programme bezahlen? Welche Infrastruk-

tur soll gefördert werden? Wollen wir 

tatsächlich mehr Straßen? Die deutsche 

Regierung greift der Automobilindustrie 

mit einer sogenannten Abwrackprämie 

massiv unter die Arme. Wollen wir wirk-

lich, dass der Autoverkehr weiter zu-

nimmt? Die Konjunkturprogramme der 

verschiedenen Regierungen werden nicht 

in der Lage sein, das tiefer liegende Prob-
lem der Überakkumulation anzupacken. 

Wo und wie kann das Überschusskapital 

investiert und verwertet werden? Gibt es 

neue Technologien, deren Anwendung 

massiv ausgedehnt werden könnte? Gibt 

es neue Regionen, wie zum Beispiel Chi-

na im vergangenen Jahrzehnt, die Kapital 

absorbieren können? Gibt es vielleicht 

neue Fundstellen von Rohstoffen und 

Energieträgern, die zu einem massiven 

Preiszerfall führen könnten und damit die 
Produktion verbilligen? Können neue 

Felder der Kapitalakkumulation erschlos-

sen werden, zum Beispiel durch eine neue 

Runde massiver Privatisierungen, die An-

eignung natürlicher Ressourcen, die An-

eignung von Wissen und dessen Umwand-

lung in eine Ware? Wer bezahlt die Rech-

nung der aktuellen Stützungsprogramme?  

Der globale Konkurrenz- und Verdrän-

gungskampf wird sich verschärfen. Neue 

Restrukturierungswellen und damit auch 

die „Freisetzung“ von Millionen von 

Ă¿bersch¿ssigenñ Arbeitskrªften werden 

vorbereitet. Zugleich beginnt das Kapital 

neue Territorien zu erschließen und zu 

kontrollieren. Investmentfonds und andere 

Finanzorganisationen kaufen seit rund 
einem Jahr im großen Stile Landwirt-

schaftsland auf oder schließen langfristige 

Pachtverträge2 ab. Interessant sind die 

fruchtbaren Flächen in der Ukraine, in 

Brasilien, Argentinien und sogar im Su-

dan, einem Land, wo viele Menschen an 

Hunger sterben. Die Fonds kaufen dieses 

Land oder Anteile am Eigentum dieses 

Landes als strategische Guthaben. Sie 

gehen davon aus, dass die Nahrungsmit-

telproduktion und vor allem die Produkti-
on von Agrartreibstoffen lukrativ sein 

werden. Die unmittelbare Kontrolle über 

Territorien wird wieder – wie zu Zeiten 

des klassischen Imperialismus vor über 

hundert Jahren – wichtig werden. Im Zuge 

der Schaffung und des Handels von CO2-

Verschmutzungsrechten kann die Kontrol-

le über die riesigen Flächen der CO2-

Senken finanzielle Erträge ermöglichen. 

Das Finanzkapital sucht sich neue Anlage-

felder und Einnahmequellen, die sich aber 
nur verwirklichen lassen, wenn Eigen-

tumsmonopole auf Boden, Schürfungs-

rechte von Minen und Verschmutzungs-

rechte durchgesetzt werden. Diese Ent-

wicklungen lassen die Perspektive eines 

Ăgr¿nenñ Kapitalismus in einem sehr frag-

würdigen Licht erscheinen.  

 

Gesellschaftliche Aneignung 

Wenn wir die Wirtschaftskrise mit der 

Umwelt- und Klimakrise als Ausdruck 

derselben kapitalistischen Mechanismen 

verstehen und auch gemeinsame Antwor-

ten auf beide Herausforderungen suchen, 
wird schnell klar, dass die herkömmliche 

Politik sowohl der Regierungen als auch 

der traditionellen Linken und der Gewerk-

schaften nicht weit reicht. Sie versuchen 

mit ihren Stützungsprogrammen Arbeits-

plätze zu retten und schaffen damit die 

Grundlagen für kommende und noch tie-

fere wirtschaftliche und ökologische Kri-

sen.  

Natürlich muss verhindert werden, dass 

die Lohnabhängigen auf die Straße ge-

stellt werden. Aber ist es sinnvoll, den 

Automobilkonzern General Motors oder 

sein Tochterunternehmen Opel zu retten, 

damit sie weiterhin unsinnige Autos pro-

duzieren? Wollen wir den schweizeri-

schen Finanzplatz verteidigen und sogar 
das Bankgeheimnis rechtfertigen, in der 

vagen Hoffnung, die Lohnabhängigen der 

UBS und anderer Banken würden deswe-

gen ihren Arbeitsplatz nicht verlieren? 

Wollen wir Unternehmen und Finanzge-

sellschaften verteidigen, die sich schamlos 

Werte aneignen, die anderswo auf der 

Welt produziert wurden? Das wäre kurz-

sichtig. 

Die Herausforderung ist eine andere. Die 

öffentlichen Mittel sollen genutzt werden, 
um eine Konversion der Industrie und der 

Finanzdienstleistungen in Richtung gesell-

schaftlich nützlicher und umweltverträgli-

cher Produkte und Produktionsprozesse 

einzuleiten. Wenn GM und Opel gerettet 

werden sollen, dann nicht um weiterhin 

Autos zu produzieren, sondern um einen 

kompletten Umbau der Produktion sowie 

des Verkehrswesens (öffentlicher statt 

privater Verkehr) einzuleiten. Dieselbe 

Frage stellt sich bei der UBS und dem 
Finanzplatz Schweiz. Die Finanzorganisa-

tionen sollen so umgebaut werden, dass 

sie den Umbau des Industriesystems zu 

einer bedürfnisgerechten und ökologisch 

verträglichen Produktion finanzieren. 

Natürlich werden diese Unternehmen das 

nicht freiwillig tun. Darum stehen wir vor 

der Herausforderung, wie die Lohnabhän-

gigen Investitionsentscheidungen, strate-

gische Unternehmensplanungen und Res-

sourcenzuteilungen beeinflussen oder 
sogar steuern können. Das führt zur Ei-

gentumsfrage. So wie das Kapital die Ei-

gentumsfrage ständig stellt und neue Ei-

gentumsrechte durchsetzt, so sollten auch 

Gewerkschaften und soziale Bewegungen 

diese Frage wieder auf die Tagesordnung 

stellen. 
_______________ 

* Christian Zeller ist Professor für Wirt-

schaftsgeografie an der Universität Salzburg. 

1 Siehe Artikel von Michel Husson in der letz-

ten Nummer der Debatte. 

2 Siehe Bericht: Grain Briefing (2008): 

Seized! The 2008 landgrab for food and finan-

cial security. http://www.grain.org/briefings/?

id=212. 

SCHWERPUNKT AUSWIRKUNGEN DER KRISE - Die Produktion entspricht nicht den Bedürfnissen  

«Es wird zu viel produziert, aber gesellschaftliche Bedürf-

nisse werden immer weniger befriedigt.» 
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Der Kapitalismus steckt in seiner 

schlimmsten Krise seit 1929. Sie hat ver-

schiedene Gesichter: die Beschleunigung 

des Klimawandels, Kriege um den Zu-

gang zu Rohstoffen, Hungerrevolten, 

Finanzmarkt-Crash und Rezession. Aus-

gehend von den Industrieländern wird 

auch der globale Süden hart getroffen, 

weil noch weniger Mittel für Klimaschutz 

und Entwicklung bleiben, und weil die 

globale Konkurrenz um Märkte und Profit 

noch brutaler zu werden droht. Millionen 

Menschen verlieren ihre Arbeit, ihre 

Wohnungen und ihre Lebensperspekti-

ven. 

 

Zeit für Systemwechsel - Für eine 

solidarische Gesellschaft 

Die Entfesselung des Kapitals und der 

erpresserische Druck der Finanzmärkte 

haben sich als zerstörerisch erwiesen. Ein 

anderes Weltwirtschaftssystem ist nötig. 

Eines, das Mensch und Natur dient; das 

auf den Prinzipien globaler Solidarität, 

ökologischer Nachhaltigkeit und demo-

kratischer Kontrolle aufbaut. Dazu ge-

hört, dass Bildung, Gesundheit, Alterssi-

cherung, Kultur und Mobilität, Energie, 

Wasser und Infrastruktur nicht als Waren 

behandelt werden, sondern als gesell-

schaftliche Leistungen, die allen Men-

schen zur Verfügung stehen müssen.  

Die Reichen und Profiteure sollen zahlen 

Wir wollen, dass die Verursacher der 

Krise zur Kasse gebeten werden. Das 

globale private Geldvermögen hat im Jahr 

2007 die Summe von 105 Billionen Dol-

lar erreicht und ist in acht Jahren um 50% 

angestiegen. Das ist das Ergebnis einer 

massiven Umverteilung von Unten nach 

Oben, von Süd nach Nord, von den Be-

zieherInnen von Lohn- 

(Ersatz-)einkommen zu den 

Kapital- und Vermögensbe-

sitzern. Die Milliarden, die 

jetzt zur Sanierung des Fi-

nanzsektors ausgegeben wer-

den, dürfen nicht auf Kosten 

der großen Mehrheit gehen. 

 

Wir überlassen den  Herr-

schenden nicht das Feld 

Der Welt-Finanzgipfel der 

G20 setzt auf alte Strukturen 

und Machtverhältnisse.  

Die Regierungsberater, Wirt-

schaftsvertreter und Lobbyisten sind nicht 

vor Scham im Boden versunken, sondern 

betreiben weiter ihre Interessenpolitik. 

Um Alternativen durchzusetzen, sind 

weltweite und lokale Kämpfe und Bünd-

nisse (wie z.B. das Weltsozialforum) nö-

tig - für soziale, demokratische und öko-

logische Perspektiven.  

 

Menschen vor Profite 

Wir demonstrieren für Sofortmaßnahmen, 

die den Opfern der Krise helfen aber 

gleichzeitig den ökologischen und demo-

kratischen Umbau der Wirtschaft voran-

treiben – als Schritte auf dem Weg in eine 

solidarische Gesellschaft: 

► Für umfangreiche Investitionsprogram-

me in Bildung, Umwelt- und Klima-

schutz, öffentliche Infrastruktur und 

Gesundheit.  

► Für einen sozialen Schutzschirm für 

Beschäftigte, Erwerbslose und Rentner-

Innen. 

► Dafür, dass die Profiteure die Kosten 

der Krise bezahlen. 

► Für die demokratische Ausrichtung von 

Wirtschaft und Banken.  

► Die Krise darf nicht auf die Menschen 

des globalen Südens und die Natur ab-

gewälzt werden.  

Alle Informationen zu den Demos unter: 

www.kapitalismuskrise.org. 

 

Am 28. März findet ein internationaler Aktionstag gegen die Krisenpolitik 

der Regierungen statt. Am 2. April ist eine Massenkundgebung vor dem 

G20-Gipfel in London geplant. Wir veröffentlichen den Aufruf zu den De-

monstrationen in Berlin und Frankfurt am Main (leicht gekürzt), der von 

einem breiten Bündnis linker Kräfte getragen wird. (Red.) 

S C H W E R P U N K T  A U S W I R K U N G E N  D E R  K R I S E   

Wir zahlen nicht für eure Krise!  

 

 

Streik in Frankreich am 29. Januar 2009 

Die französischen Gewerkschaften haben am 29. 

Januar Grosskundgebungen und Streiks gegen die 

Politik der Regierung durchgeführt, die sich darauf 

konzentriert, Banken und Konzerne zu retten, statt 

die Situation der Bevölkerung zu verbessern. An 

den Kundgebungen haben sich neben vielen Ange-

stellten des öffentlichen Sektors auch Lohnabhängi-

ge der Privatwirtschaft beteiligt – möglicherweise 

so viele wie seit 1968 nicht mehr. Insgesamt haben 

2.5 Millionen Menschen an den Demos in zahlrei-

chen Städten – von Paris über Marseille und 

Toulouse bis in kleine Provinzstädte – teilgenom-
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Soziale Unsicherheit ist nicht erst seit dem 

Kollaps der Finanzmärkte zu einer Mas-

senerfahrung geworden. Unsichere Ar-

beits- und Lebensverhältnisse haben sich 

als Folge eines funktionierenden Finanz-

marktkapitalismus auch in Kontinentaleu-

ropa wieder verstärkt 

ausgebreitet – so lautete 

die These des Arbeitsso-

ziologen Klaus Dörre, 

Professor für Soziologie 

in Jena. Die Prekarisie-

rung breiter Teile der 

Bevölkerung ist als di-

rekte Folge des Finanz-

marktkapitalismus zu 

verstehen1. 

 

Kapitalistische     

Landnahme 

Dörre zeichnete die 

Entwicklung sogenann-

ter kapitalistischer 

Landnahmen seit der 

von Marx als 

Ăurspr¿ngliche Akku-

mulation“ beschriebe-

nen Phase der Heraus-

bildung kapitalistischer 

Produktionsweise nach2. 

Um ständig neue gesell-

schaftliche Bereiche der 

Logik des Profites un-

terwerfen zu können, 

braucht der Kapitalis-

mus demnach ein „Aussen“, also nicht 

direkt nach kapitalistischen Prinzipien 

organisierte Bereiche. Derzeit stellen die 

Sozialwerke sowie das Bildungs- und 

Gesundheitswesen ein solches „Aussen“ 

dar und fallen somit mittels Privatisierung 

und Restrukturierung der kapitalistischen 

Landnahme zum Opfer. 

 

Der Finanzmarktkapitalismus 

In den 70er Jahren wurde die Landnahme 

fordistischer Prägung allmählich durch die 

finanzkapitalistische Landnahme abge-

löst3. Ursache f¿r das Aufkommen des 

modernen Finanzmarktkapitalismus war 

(und ist) eine chronische ¦berliquiditªt 

von Investoren jeglicher Art (Banken, 

Versicherungen, Einzelpersonen, Staaten). 

Auf Grund der Einführung privater Ren-

tenversicherungen (Pensionskassen), der 

ständigen Rückzahlungen der massiv ver-

schuldeten Länder der sogenannten dritten 

Welt sowie der starken Ungleichvertei-

lung von Kapital, verfügte das globale 

Finanzkapital über horrende Summen an 

Geld, welches investiert werden musste. 

All diese Tendenzen bewirkten ein Ausei-

nanderdriften von Finanz- und Realwirt-

schaft. Um den Bedürfnissen des Finanz-

kapitals entgegenzukommen, fanden zahl-

reiche Angriffe auf die Lohnabhängigen 

statt. Die Privatisierungen staatlicher Un-

ternehmen, der Sozialabbau sowie die 

Schwächung der ArbeiterInnenrechte lei-

teten eine neue Form der Prekarität ein. 

Waren im Kapitalismus fordistischer Prä-

gung insbesondere Frauen, MigrantInnen 

und formal weniger Qualifizierte von Pre-

karität betroffen, verschiebt sich die Be-

troffenheit von unsicheren Arbeitsverhält-

nissen vom „Rand“ in die „Mitte“ der 

Gesellschaft. Nicht mehr nur in erster 

Linie Randgruppen, sondern breite Teile 

der Bevölkerung geraten in unsichere Ar-

beitsverhältnisse. Die 

soziale Mobilität nach 

oben ist rückläufig, 

während der Fall nach 

unten zunehmend 

wahrscheinlicher wird. 

Das finanzkapitalisti-

sche Regime macht 

Methoden der Ge-

winnsteigerung wieder 

attraktiv, die, wie es 

Marx genannt hätte, 

auf der Produktion 

von absolutem Mehr-

wert, sprich: auf der 

Verlängerung von 

Arbeitszeiten, auf 

Lohnkürzungen sowie 

der Verschlechterung 

der Arbeitsbedingun-

gen beruhen. Unter-

nehmen versuchen, 

Extraprofite aus der 

Flexibilisierung und 

Prekarisierung der 

Arbeit zu ziehen. 

Auch der Staat agiert 

in dieser finanzkapita-

listischen Wettbe-

werbslogik, indem er 

fleissig privatisiert und sich nach Prinzi-

pien des New Public Managements4 rest-

rukturiert. 
 

Bumerang zurück auf das Zentrum 

Nach Klaus Dörre lassen sich heute drei 

Strukturformen von Prekarität identifizie-

ren: Am unteren Ende der sozialen Hierar-

chie befinden sich jene, die Marx schon 

als „Überzählige“ der kapitalistischen 

Arbeitsgesellschaft  bezeichnet hat – Er-

werbsarbeitslose, Sozialhilfe- und IV-

EmpfängerInnen. Von den „Über-

zähligen“ lassen sich die eigentlichen Pre-

karierInnen abgrenzen – LeiharbeiterIn-

nen, Beschäftigte in niedrig entlohnten 

 

Welche Auswirkungen hat die Finanzkrise auf die Arbeitswelt? 

Diese Frage stand im Zentrum einer von attac organisierten Dis-

kussionsveranstaltung mit Klaus Dörre, die am 3. Februar 2009 

an der Universität Basel stattfand. 
Sarah Schilliger und David Soofali 

Nach dem Schock - Krise und Prekarisierung 

S C H W E R P U N K T  A U S W I R K U N G E N  D E R  K R I S E   

Diese Kreidezeichnung aus dem Jahre 1924 der in Königsberg geborenen Künstle-
rin Käthe Kollwitz trägt den passenden Namen „Arbeitslos“. 
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Nach dem Schock - Krise und Prekarisierung - AUSWIRKUNGEN DER KRISE 

und gesellschaftlich gering angesehenen 

Sektoren. Mit voller Wucht treffe die Pre-

karisierung einmal mehr (oft von Frauen 

ausgeführte) Tätigkeiten wie personenbe-

zogene Dienstleistungen im Pflegebe-

reich, der Gastronomie, Hotelgewerbe 

oder auch arbeitsintensive HelferInnentä-

tigkeiten. Betroffen sind aber auch die 

expandierenden Segmente „immaterieller“ 

Arbeit (Kulturindustrie, Medienbereich, 

Non-Profit-Sektor, Weiterbildung...) – 

hier ist die Grenze zwischen kreativer und 

prekärer Arbeit fliessend geworden. Eine 

dritte, eher versteckte Ausprägung von 

Prekarität existiert nach Klaus Dörre in 

der formal immer noch sicheren Beschäf-

tigung, wo Reallohnverlust und Angst vor 

Arbeitsplatz- und Statusverlust relevante 

Teile der Lohnabhängigen umtreiben. 

Prekarität wirkt so wie ein Bumerang auf 

die Gesicherten und Festangestellten zu-

rück und hat einen Disziplinierungseffekt 

zur Folge, der „gefügige Arbeitskräfte“ 

produziert.  

 

Protest oder Resignation? 

Im Kontext der aktuellen Krise tragen 

prekär Beschäftigte das grösste Beschäfti-

gungsrisiko – wie Dörre am Beispiel der 

Leiharbeiter verdeutlichte. Bezüglich Wi-

derstand gegen die Prekarisierung zeigte 

sich Klaus Dörre ambivalent: Wer von der 

ständigen Sorge um die Bewältigung des 

nächsten Tages angetrieben wird, verliert 

allmählich die Energie, die notwendig 

wäre, um sich politisch zu engagieren. 

Andererseits sieht er im Gefolge der Fi-

nanzkrise durchaus Spielräume für eine 

ĂPolitik der Entprekarisierungñ. So werde 

beispielsweise Hartz IV5 in Deutschland 

zunehmend ad absurdum geführt, wenn 

binnen kürzester Zeit für marode Banken 

zig-Milliarden Euro aufgebracht werden 

können, während für Erwerbslose und 

Sozialhilfeabhängige nur leere Kassen 

vorgewiesen werden.  

Weder Fehllenkung noch Unausgewogen-

heit des modernen Finanzmarktkapitalis-

mus noch individuelles Fehlverhalten sind 

die Ursache der aktuellen Krise und der 

Zunahme von Prekarität. Nicht nur die 

Krise selbst, sondern auch die Art und 

Weise, wie die herrschende Klasse darauf 

reagiert, machen deutlich, dass das Sys-

tem versagt hat. Die Milliardenunterstüt-

zung des Finanzkapitals verhindern eine 

ĂBereinigungñ des Systems und befºrdern 

eine erneute Blase im Finanzsektor. Die 

aktuelle Krise ist das Ergebnis eines funk-

tionierenden Kapitalismus, den es insge-

samt in Frage zu stellen gilt. Die Forde-

rung nach wirklich demokratischen Struk-

turen innerhalb der Wirtschaft und nach 

einem Ende der Planwirtschaft im Dienste 

der Rendite bleibt weiter aktuell. 
_______________ 

1 Prekarisierung: von prekär = „unsicher, 

widerruflich, schwierig“, bezeichnet die Zu-

nahme von Beschäftigungsverhältnissen mit 

geringer Arbeitsplatzsicherheit, niedrigem 

Lohn (working poor), Temporär-Arbeit, be-

fristeten Verträgen und inexistentem Kündi-

gungsschutz. 

2 „Ursprüngliche Akkumulation“ nennt Marx 

den Prozess der Enteignung von gemein-

schaftlich bearbeitetem Grund und Boden, 

d.h. „die Momente, worin grosse Menschen-

massen plötzlich und gewaltsam von ihren 

Subsistenzmitteln losgerissen und als vogel-

freie Proletarier auf den Arbeitsmarkt ge-

schleudert werden“ (Kapital Bd. 1, 24. Kapi-

tel). Die Scheidung der Produzenten von den 

Produktionsmitteln sowie die Überführung 

der Produktionsmittel in Privateigentum leg-

ten den Grundstein für die Kapitalakkumulati-

on und sorgten damit für die Entstehung der 

Klassengesellschaft. 

3 Als Fordismus bezeichnet man ein in der 

Nachkriegszeit etabliertes Gesellschaftsmo-

dell, das auf Massenproduktion/-konsum, 

„Sozialpartnerschaft“ und einer staatlichen 

Intervention im Wirtschafts-, Sozial- und Fi-

nanzbereich (Keynesianismus) beruht. Die 

Entwicklungen des Sozialstaats werden als 

institutionalisierten Klassenkompromiss zwi-

schen Kapital und Arbeit verstanden: die 

ArbeiterInnen werden am Wohlstand beteiligt, 

Frauen leisten die notwendige Reproduktions-

arbeit – durch beides steigt der Absatz und 

die kapitalistische Akkumulation kann sich 

fortsetzen.  

4 New Public Management: Staatliche Öko-

nomisierungsstrategie, die öffentliche Ein-

richtungen (z.B. Gesundheits-/Bildungswesen) 

nach betriebswirtschaftlichen Kriterien ratio-

nalisieren und privatisieren will, um öffentli-

che Ausgaben zu kürzen. Vgl. dazu zur 

Schweiz: Alessandro Pelizzari (2001): Die 

Ökonomisierung des Politischen, UVK. 

5 Hartz IV: Im Zuge der am 1.1.2005 in Kraft 

getretenen Arbeitsmarktreform wurde in 

Deutschland das Arbeitslosengeld und die 

Sozialhilfe zum Arbeitslosengeld II (ALG II) 

zusammengefasst. ALG II-EmpfängerInnen 

werden im Sinne einer „aktivierenden“ Ar-

beitsmarktpolitik („Workfare“) gezwungen, 

jede zumutbare Arbeit anzunehmen und „Ein-

Euro-Jobs“ auszuführen.  

Call-Center-AgentInnen sind besonders oft von prekären Arbeitsverhältnissen betroffen. 

«Die soziale Mobilität nach oben ist rückläufig, während der Fall nach 

unten zunehmend wahrscheinlicher wird.» 
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Wie Geld „gemacht“ wird, das erscheint 

im Bewusstsein vieler Leute eben so, wie 

die Milch aus der Tüte kommt oder der 

Strom aus der Steckdose. So beginnt auch 

der Film mit den 

Rotationsmaschinen, 

auf denen das Geld 

gedruckt wird. Bald 

darauf schwenkt die 

Optik auf eine afri-

kanische Goldmine 

und von dort auf die 

Goldbarren im 

schweizerischen 

Depot: 3% für Afri-

ka, 97% für die 

Schweiz, so wird der 

Reichtum in diesem 

Geschäft aufgeteilt. 

Kapital kennt keine 

Moral, das bestätigt 

auch die Aussage 

des Emerging-

Market-Gurus, der 

interviewt wird. 

Investoren hätten die 

Aufgabe, Profit zu 

machen, Ethik, Soziales oder Umwelt-

schutz gehe sie nichts an. Der Staat soll 

sich aus dem Business heraushalten,  denn 

davon versteht er nichts und Krisen, Re-

volten und Kriege seien der Motor seiner 

Finanzwirtschaft, weil bei diesen Ereig-

nissen die Preise fallen und die Profit-

chancen steigen. So einfach ist des Inves-

tors Welt. 

Man hätte den Film auch „Die Ausplünde-

rungskette“ nennen können. Klar kommt 

zum Ausdruck, dass der Liberalismus den 

Armen der Welt längst den Krieg erklärt 

hat, bevor die ersten „Islamisten“ auf die 

verhängnisvolle Idee des Terrorismus 

gekommen sind. 

Der Film zeigt auch mit aller Deutlichkeit, 

dass das Geschwätz von UNO-

Milleniumszielen und Entwicklungshilfe 

der industrialisierten Welt nur der Nebel 

sind, hinter dem der Kapitalismus die 

Ausplünderung der ärmeren Welt voran-

treibt. Nicht Almosen brauchen die noch 

wenig entwickelten Gegenden, sondern 

ein Ende der Ausweidung ihrer Schatz-

kammern, ihrer Rohstoffe. 

Beeindruckend sind die Bilder... 

Aufgezeigt wird, was wir schon wussten; 

dass der Internationale Währungsfonds 

und die Weltbank im Prinzip nichts ande-

res sind als die Agenturen ihrer Geberlän-

der zur Optimierung der Ausbeutungsbe-

dingungen ärmerer Länder. In der Tat die 

direkte Weiterführung der Kolonialherr-

schaft in neuem Gewand und begleitet 

vom Schalmeinklang der guten Absichten. 

Auch das wissen wir: ca. 250 Milliarden 

Euro werden weltweit jedes Jahr an Steu-

ern hinterzogen. Aufhellend ist die Repor-

tage über die Mechanismen, welche dies 

ermöglichen. Das virtuelle Verschieben 

von papierenen Vermögenswerten in Mil-

liardenhöhen von einer Steuerhinterzie-

hungs- und Geheimfachoase zur anderen, 

das geschickte Ausspielen unterschiedli-

cher Rechtssysteme um diese „Steuero-

ptimierung“ zu realisieren, ist phänomenal. 

 

Bei jeder Schweinerei... 

...ist die Schweiz mit dabeiñ, lautet ein 

alter Demo-Slogan. Aber die Unverfroren-

heit mit welcher der stellvertretende NZZ-

Chefredaktor Schwarz seine Klassen-

kampfparolen von sich gibt, macht einen 

trotzdem paff. Ganz offensichtlich sind 

sich dieser wie auch die porträtierten Fi-

nanzmafiosi der eigenen Macht in einem 

Masse bewusst, dass eine beschönigende 

Umschreibung ihrer – 

für viele Menschen töd-

lichen – Schreibtischta-

ten gar nicht mehr für 

nötig gehalten wird. 

Schwarz spricht tatsäch-

lich im Rahmen eines 

Films über die Ausplün-

derung der armen Welt 

davon, dass Menschen, 

die dahin flüchten, wo 

alles angehäuft ist, was 

ihnen gestohlen wurde, 

einen Eintrittspreis zu 

bezahlen hätten. Zitat: 

ĂWie in einem Golf-

klub, wo ja auch bezahlt 

werden muss, für das 

was zuvor andere aufge-

baut haben.“ 

Der Film hat auch seine 

Schwächen und Gren-

zen. Unverständlich ist, 

weshalb ausgerechnet ein Mitglied der 

deutschen Sozialdemokraten hier seinen 

grossen Auftritt hat. Alle reichen Indust-

riestaaten wurden zwischenzeitlich oder 

werden aktuell von der Sozialdemokratie 

regiert oder mitregiert. Dennoch wurde 

dem neoliberalen Mainstream nie wirklich 

etwas entgegengestellt, sondern diese Ent-

wicklung wurde von den SP-

Führungskadern tatkräftig vorangetrieben. 

Der SPD-Bundestags-abgeordnete und 

Kronzeuge Scheer empfiehlt den kleinen 

Leuten zum Schluss des Filmes, sich zu 

organisieren. Der erste und leider einzige 

Gedanke in Richtung einer anderen Per-

spektive. Sich organisieren, aber wo? In 

der Sozialdemokratie oder in den von 

dieser gegängelten Gewerkschaften etwa? 

Trotz alledem, „Let’s Make Money“ ist 

DER Film zur Krise. 

Erwin Wagenhofer hat mit "We Feed the World" bereits einen 

spektakulären Dokumentarfilm über die Ernährungsindustrie vorge-

legt. In seinem aktuellen Werk "Let's Make Money" zeigt er ein-

drücklich, wie die Ausplünderung der Welt funktioniert. 

Hanspeter Gysin 

S C H W E R P U N K T  A U S W I R K U N G E N  D E R  K R I S E   

Let's Make Money, der Film zur Krise  

 

«Krisen, Revolten und Kriege 

sind der Motor der Finanzwirt-

schaft.» 
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Eine vom Schweizerischen Wissenschafts

- und Technologierat (SWT) publizierte 

Broschüre mit dem vielversprechenden 

Titel „Empfehlungen für die schweizeri-

sche Bildungs-, Forschungs- und Innova-

tionspolitik 2008-2011“1 bringt 

die derzeitigen Absichten der 

Hochschulreformen auf den 

Punkt. Es geht um die 

„wissenschaftspolitische Neu-

positionierung der Schweiz im 

internationalen Kontext“. Da-

bei soll „die Berufsbefähigung 

(employability) ein massgeben-

des Kriterium bei der Gestal-

tung der Studiengänge (…) des 

Bolognamodells sein“.2 Die 

Qualität der Hochschulbildung 

soll also wesentlich an der Ver-

wertbarkeit der aus ihr hervor-

gegangenen akademischen 

Lohnabhängigen auf dem Ar-

beitsmarkt gemessen werden. 

Darum sollen sich die Hoch-

schulen auch vornehmen, „die 

Einordnung ihrer Studiengänge 

und die Festlegung derer Werte 

in der Wirtschaftswelt aktiv zu 

begleiten“. Auch ein gesamt-

schweizerisches Förderungs-

programm für „vielversprechende Studie-

rende“ im Rahmen eines Eliteprogramms 

wird vorgeschlagen. 

Noch deutlicher wird der Wirtschaftsver-

band economiesuisse in seiner Medien-

mitteilung „für Höchstleistung in Bildung 

und Forschung“2. Demnach soll sich die 

Öffentlichkeit künftig auf ihre Eigentü-

merrolle der Hochschulen beschränken, 

ohne aber auf deren Inhalt oder Organisa-

tion Einfluss zunehmen. Von einer gänz-

lichen Privatisierung des Hochschulwe-

sens gemäss englischem Vorbild ist noch 

nicht explizit die Rede, dennoch wird 

klar, dass sich die Hochschulbildung 

mehr und mehr den direkten Interessen 

der Wirtschaft unterordnen soll, und zwar 

in zweierlei Hinsicht: Erstens (und in 

erster Linie) sollen Bildungsinhalte, vor 

allem aber die wissenschaftliche For-

schung, direkt durch privatwirtschaftliche 

Interessen mitbestimmt und gesteuert 

werden. Zweitens haben die Restrukturie-

rungen der Hochschullandschaft auch 

unmittelbare Vorteile für das Kapital: 

Studierende ohne Anspruch auf 

(ausreichende) Stipendien stellen billige 

und flexible Arbeitskräfte für die Unter-

nehmen dar, gleichzeitig können öffentli-

che Gelder gekürzt werden. Die durch 

Aufnahme von Krediten oder Darlehen 

zwecks Finanzierung des Studiums ent-

stehenden Schulden der Studierenden 

sollen die Studiendauer verkürzen und 

dem Finanzkapital neue Investitionsfelder 

eröffnen. 

Diese beiden eng miteinander verknüpf-

ten Tendenzen der Hochschulpolitik las-

sen sich an Hand zahlreicher Aspekte 

ausmachen, von denen zumindest einige 

erwähnt werden sollen. 

Die Bolognareform 

Die 1999 durch die europäischen Bil-

dungsministerInnen verabschiedete Bo-

logna-Erklärung (für die Schweiz war 

Staatssekretär Charles Kleiber des damals 

sozialdemokratisch geführten Innendepar-

tements anwesend) leitete die Einteilung 

des Studiums in einen Bachelor- (dafür 

sind 3 Jahre vorgesehen, oft wird aber 

mehr Zeit benötigt) und einen Masterstu-

diengang (weitere 2 Jahre) ein. Damit 

verbunden ist auch ein neues Leistungs-

bescheinigungssystem in Form von ECTS

-Punkten (European Credit Transfer and 

Accumulation System), auch Kreditpunk-

te genannt. Diese wiederum werden für 

einzelne Module (also absolvierte Semi-

nare, Übungen oder Vorlesungen) verge-

ben. 

Das Kreditpunktesystem und die Modula-

risierung in Bildungseinheiten dienen als 

Grundlage einer universellen und interna-

tional vergleichbaren Methode der Zerti-

fizierung von Kenntnissen und Fertigkei-

ten. Sie bereiten somit einen Bildungs-

 

ăF¿r die rohstoffarme Schweiz ist Bildung von existenzieller Bedeu-

tung.ò Dieser oft gehºrte Satz verweist nicht nur auf die gewinnorien-

tierte und kurzsichtige Standortlogik der Schweizer Politik, er macht 

auch deutlich, in welche Richtung die derzeitigen Reformen und Pläne 

im Hochschulwesen zielen. Bildung soll privatisiert werden. 
David Soofali* 

W I S S E N S C H A F T  

Bildung - Investionsfeld der Zukunft? 

 

«Studierende ohne Stipendien 

stellen billige und flexible Ar-

beitskräfte dar.» 
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markt vor, in dem private und öffentliche 

Bildungsinstitutionen „optimal“ zueinan-

der in Konkurrenz treten können (und 

müssen). 

Aktuell sind die Unterschiede der Höhe 

der Studiengebühren zwischen den ver-

schiedenen Hochschulen noch relativ 

gering, geht es aber nach dem Willen der 

Wirtschaftsverbände oder etwa des Rek-

tors der Universität Zürich Hans Weder3, 

sollen Studiengebühren in Zukunft mas-

siv erhöht werden (von derzeit rund 750.- 

auf 5000.- Franken pro Jahr). Vor allem 

finanzstarke Studierende sollen sich in 

Zukunft aussuchen können, wo sie ihre 

Kreditpunkte zu welchem Preis und unter 

welchen Bedingungen erwerben möchten. 

Damit droht die Herausbildung von Elite-

universitäten, wie sie in den USA und 

Grossbritannien schon längst existieren. 

Mittelmass und überfüllte Hörsäle für die 

sozial weniger Privilegierten, Eliteuniver-

sitäten mit besseren Betreuungsverhält-

nissen und grösserem Inventar für reiche und „hochbegabte“ Studierende. Andere 

Pläne sehen die Ein-

führung leistungsab-

hängiger Studienge-

bühren vor, womit 

die (soziale) Selekti-

on in der Hochschul-

bildung weiter ver-

stärkt werden soll. 

Mit der Bolognare-

form ist auch die 

Einführung zahlloser 

Formen der Leis-

tungsüberprüfungen 

(Klausuren, Vortrª-

ge, Essays) und Dis-

ziplinierungsmass-

nahmen (Präsenz-

kontrollen) verbun-

den, die vor allem an 

den Universitäten zu 

einer massiven Ver-

schulung, dass heisst 

zu mehr Vorgaben 

und Fremdbestim-

mung während des 

Studiums geführt 

haben. 

Sparpolitik 

Aller Rhetorik über den Wert des 

ĂRohstoffes Bildungñ und der neuen Wis-

sensgesellschaft zum Trotz, liegen die 

Ausgaben der Schweiz für Tertiärbildung 

und Forschung bei nur 1.4 Prozent des 

Bruttoinlandproduktes.4 Zum Vergleich: 

Die Investitionen in Forschung und Ent-

wicklung privater Unternehmen belaufen 

sich auf 2.2 Prozent desselben.5 Auch 

wenn der Anteil privater Investitionen im 

Bereich Forschung und Entwicklung in 

der Schweiz schon seit langem relativ 

hoch ist, so sind diese Werte mit denjeni-

gen der OECD vergleichbar. Dass die 

Universitäten und Hochschulen in der 

Schweiz und anderswo damit den Heraus-

forderungen steigender Studierendenzah-

len nicht gewachsen sind, liegt auf der 

Hand. Zwischen 1995 und 2007 ist die 

Anzahl der Studierenden an Universitäten 

WISSENSCHAFT - Bildung - Investitionsfeld der Zukunft? 

 

Französische Unis im Streik  

Seit Anfang Februar sind in vielen französischen Universitä-

ten Studierende und Dozierende in den Streik getreten. Sie 

protestieren gegen eine ganze Reihe von Massnahmen, mit 

denen die Studien- und Arbeitsbedingungen verschlechtert 

werden. Das Gesetz über die Autonomie der Universitäten 

stärkt die Präsidenten zu Lasten der Selbstverwaltung. Die 

Mittelkürzungen und die Verbreitung prekärer Stellen ver-

schlechtern die Betreuung der Studierenden. Die Reform der 

Gymnasiallehrerausbildung bürdet den Universitäten zu-

sätzliche Arbeit auf – ohne zusätzliche Mittel. Die Einführung 

von Rankings nach Publikationen in renommierten Zeitschrif-

ten droht eine blinde Konkurrenz unter den Wissenschaftler-

Innen anzuheizen. Der Angriff auf das CNRS (Centre Natio-

nal de la Recherche Scientifique) nimmt eine Forschung ins 

Visier, die der Regierung nicht genehm ist; sie soll durch 

Auftragsforschung verdrängt werden. Die chercheurs-

enseignants werden gegeneinander ausgespielt ð zum Bei-

spiel mit der Vorgabe, bei schlechten Forschungsresultaten 

mehr unterrichten zu müssen. 

Ob die Rechnung von Präsident Sarkozy aufgehen wird, 

mehrere Fronten gleichzeitig zu eröffnen und die Dozieren-

den und Studierenden zu überrumpeln, ist zurzeit völlig of-

fen. Informationen unter: www.sauvonsluniversite.com 

 

«Überfüllte Hörsäle für die sozial weniger Privilegierten, Eliteuniversitäten 

und Betreuungsverhältnissen  für reiche und ‚hochbegabte‘ Studierende.» 

«Die  finanziellen Mittel sollen 

vermehrt durch die Privatwirt-

schaft aufgebracht werden.» 
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in der Schweiz von rund 88 auf 116 Tau-

send gestiegen. Vergleicht man diese Stei-

gerung von über 30 Prozent mit der Höhe 

der dafür aufgewendeten Mittel, so wird 

klar, dass die Politik offensichtlich nicht 

dazu bereit ist, die steigenden Kosten des 

Bildungswesens zu tragen.6 
 

Drittmittelfinanzierung 

Die für künftige Forschungsprojekte not-

wendigen finanziellen Mittel sollen ver-

mehrt durch die Privatwirtschaft aufge-

bracht werden. Im Rahmen sogenannter 

Drittmittelbeschaffungen müssen sich 

WissenschaftlerInnen für ihre Forschungs-

anliegen direkt an die Privatwirtschaft 

wenden und um finanzielle Unterstützung 

werben. Drittmittelbeschaffungen sind 

schon seit Jahren gängige Praxis und wer-

den in Zukunft wohl zunehmen. Das der 

Universität Basel zugeflossene Drittmit-

telvolumen im Jahr 2007 betrug rund 103 

Millionen CHF7, Drittmittel aus dem EU-

Raum haben sich innerhalb der letzten 5 

Jahre gar verdreifacht8. Unternehmen wie 

die eurelations AG oder die R&D Ma-

nagement GmbH Zürich bieten an 

Schweizer Universitäten Drittmittelbe-

schaffungskurse für Studierende höherer 

Semester an, natürlich nicht ganz unent-

geltlich. Ziele derartiger Kurse sind nicht 

nur eine Einführung in das bürokratische 

Prozedere der Antragsstellung, sondern 

vor allem die Erlangung der Fähigkeit, 

eigene Forschungsvorhaben an den Vor-

gaben der potentiellen Geldgeber auszu-

richten. 

Drittmittelbeschaffungen erhöhen die Ab-

hängigkeit der Hochschulen von Privatin-

teressen in hohem Masse. Die Ergebnisse 

künftiger Forschungsprojekte müssen für 

die Unternehmen rentabel sein, Investitio-

nen müssen sich auszahlen. Angewandte 

Forschung für Technologie-, Pharma- 

oder Rüstungskonzerne ist angesagt, 

Grundlagenforschung sowie die Geistes- 

und Sozialwissenschaften im Allgemeinen 

geraten in Bedrängnis. 

 

Kritische Wissenschaft 

Die Ausrichtung des Hochschulwesens an 

privatwirtschaftlichen Interessen hat weit-

reichende Folgen auf die Art und Weise, 

wie Wissenschaft und Bildung praktiziert 

werden. Wissenschaft als ein 

„prinzipielles Gegen-den-Strom-

Schwimmen“ (Klaus Holzkamp), oder 

höhere Bildung als Fähigkeit zu „aktivem 

und kritischem Denken“ (Erich Fromm); 

beide Bereiche werden heute, insofern sie 

überhaupt noch existieren, in Frage ge-

stellt. Wissenschaft als subversive und 

gesellschaftskritische Tätigkeit (und 

Pflicht) zu verstehen, welche sich den 

grundlegenden Problemen unserer Gesell-

schaft annimmt, dieses Bewusstsein gilt 

es erst wieder zu etablieren. 
_______________ 

* David Soofali ist Mitglied der AkuS (siehe 

Kasten) 

1 Der Schweizerische Wissenschafts- und 

Technologierat dient als Konsultativorgan des 

Bundesrates in allen Fragen der Wissen-

schaftspolitik. Publikation einsehbar unter: 

http://www.swtr.ch/d/dokum_publ.html. 

2 Siehe http://www.economiesuisse.ch/web/de/

publikationen/Seiten/result.aspx?

thema=bildung. 

3 Siehe Artikel „Economiesuisse: Schlechte 

Studenten sollen höhere Gebühren zahlen“, 

erschienen im Tagesanzeiger am 23. April 

2008. 

4 Siehe Fussnote 1 

5 Siehe Angaben des Bundesamtes für Statis-

tik:  

http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/

themen/00/02/sektoriel/03_01/03_01_07.html 

6 Statt die finanziellen Aufwendungen zu erhö-

hen, werden die Anzahl der verfügbaren Stu-

dienplätze durch sogenannte Numerus-Clausus

-Systeme beschränkt. Dadurch werden nicht 

nur die Kosten tief gehalten, sondern auch eine 

weitere Möglichkeit der Selektionierung einge-

führt. 

7 Siehe Abteilung Nationalfond / Drittmittel / 

Fonds der Universität Basel:  

http://www.unibas.ch/index.cfm?

4676C9153005C8DEA37FB9C39497C3FF 

 

Im Frühling letzten Jahres wurde  an der 

Universität Basel die „Aktion kritisch-

unabhängiger Studierender“ (AkuS) ins 

Leben gerufen. Die AkuS trifft sich zwei-

wöchentlich, um einen Freiraum für Dis-

kussionen über Unipolitik und andere 

gesellschaftlich relevante Themen zu 

ermöglichen. Die AkuS sieht die Univer-

sität in einem gesamtgesellschaftlichen 

Kontext und will deshalb nicht nur Stu-

dierende aller Fachrichtungen anspre-

chen, sondern auch Nicht-Studierende, 

Noch-nicht-Studierende und Nicht-mehr-

Studierende, denen Bildung mehr be-

deutet als Gewinnmaximierung. Dane-

ben sollen Aktionen im Vordergrund 

stehen, um auf bedenkliche Entwicklun-

gen im Hochschulbereich aufmerksam zu 

machen und die Bevölkerung für die 

Bedeutung der Bildung zu sensibilisie-

ren. Mit einer Flyeraktion und einer gut 

besuchten Diskussionsrunde unter dem 

Motto „Leistung! Konkurrenz! Bildung?“ 

haben wir bereits von uns reden ge-

macht. Auch in zukünftigen Aktionen und 

Veranstaltungen werden wir klar gegen 

die Unterordnung kritischer Bildung un-

ter marktwirtschaftliche Sachzwänge, 

gegen Fächerabbau, gegen neoliberale 

Umstrukturierungen und Aushöhlungen 

des Bildungswesens, gegen kurzsichtiges 

Wettbewerbsdenken, gegen den Ab-

bau studentischer Selbständigkeit, ge-

gen Elitedenken an den Unis und damit 

gegen die Erhöhung von Semesterge-

bühren Stellung beziehen. Wir wollen 

eine Universität, in der Bildung in ihrer 

ganzen Vielfalt vermittelt und nicht auf 

gewinnorientiertes Nützlichkeitsstreben 

reduziert wird. Und wir wollen eine Uni-

versität, die als starke, kritische Stimme 

ihren angemessenen Platz in der Gesell-

schaft vertritt und entsprechend demo-

kratisch bestimmt wird. Weitere Infor-

mationen unter www.akus.ch. 

Aktion kritisch unabhängiger Studierender (AkuS) 
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Protest und Widerstand muss und wird 

die Antwort der Lohnabhängigen auf die 

heutige Krise des Kapitalismus sein. 

Schon sind wir mitten im Problem: Wie 

soll ein solcher Protest aussehen? Die 

Palette linker Widerstandsformen ist 

mannigfaltig. Streiks, bewilligte und un-

bewilligte Demonstrationen, Platzkundge-

bungen, Farbanschläge, Blockaden, Be-

setzungen, Flyern, Info-Veranstaltungen, 

Diskussionen, Wandzeitungen und noch 

vieles mehr stehen uns als Möglichkeiten 

zur Verfügung. Eines ist all diesen Akti-

onsformen gemein und wird von allen 

Linken als Grundlage jeglichen Wider-

standes angesehen: Solidarität. Ohne soli-

darisches und kollektives Handeln wer-

den die Lohnabhängigen in dieser Krise 

aufgerieben. 

Solidarität bedeutet Diskurs mit Men-

schen und Gruppen, die nicht dieselben 

Ansichten teilen. Es bedeutet zu diskutie-

ren, um eine gemeinsame Grundlage der 

Solidarität zu finden. Wo diese Grundlage 

liegt, hängt von den am kollektiven Wi-

derstand Beteiligten  ab. 
 

Die Demonstration in Genf 

Hier soll in keiner Weise eine Kritik an 

der Anti-WEF-Demonstration vom 31. 

Januar in Genf geübt werden. Ich bin 

selbst mitschuldig, dass wir in Anbetracht 

der staatlichen Repression nicht fähig 

waren, einen kollektiven Widerstand zu 

organisieren. Ein solches Verhalten unse-

rerseits ist bereits so üblich geworden, 

dass wir anscheinend aufgehört haben, es 

überhaupt noch zur Diskussion zu stellen. 

Was ist geschehen? Die Demonstrations-

bewilligung wurde von den Behörden 

kurz vor der Demonstration zurückgezo-

gen. Auf äusseren Druck hin bewilligte 

die Genfer Regierung eine Platzkundge-

bung bei der Hauptpost Rue de Mont-

blanc. Während dieser Kundgebung wur-

de den DemonstrantInnen mitgeteilt, dass 

die Demoleitung in Verhandlung mit der 

Polizei über einen Demonstrationszug sei. 

Nach längerem Warten versuchten dann 

die radikaleren Teile eine Demonstration 

zu erzwingen, die Polizei antwortete mit 

einem massiven Tränengas- und Schlag-

stockeinsatz. Die Menschen, die auf den 

Platz vor der Hauptpost zurück geflüchtet 

waren, wurden von der Polizei eingekes-

selt und über Stunden 

festgehalten. In der Stadt 

kam es zu zahlreichen 

Wasserwerfer- und Trä-

nengaseinsätzen. Ein 

detaillierter Bericht fin-

det sich auf der Homepa-

ge der BFS Basel. 

Das Einsatzziel der Poli-

zei, die Anti-WEF-

Bewegung zu zerstören, 

soll hier nicht diskutiert 

werden. Wie aber haben 

wir unsere kollektive 

Solidarität, unsere einzi-

ge Waffe gegen Repres-

sion, zum Ausdruck ge-

bracht? Konnten wir zei-

gen, dass wir eine Demo 

sind und uns nicht spal-

ten lassen? Waren alle 

DemonstrantInnen über 

das Vorgehen und dessen 

Zweck  informiert? Gab 

es überhaupt eine Mehr-

heit für dieses Vorgehen? 

Organisierten sich im 

anschliessenden Kessel 

die AktivistInnen, um kollektiv und soli-

darisch vorgehen zu können? 

Leider ist das Urteil vernichtend: Heute 

kann niemand sagen, ob die Mehrheit der 

Anwesenden den Versuch zu demonstrie-

ren wagen wollte oder nicht. Im Kessel 

wurde nicht einmal eine Zählung durch-

geführt, um festzustellen, wie viele Men-

schen während Stunden ihrer Bewegungs-

freiheit beraubt wurden. Nochmals, es 

geht hier nicht um Genf im Besonderen, 

 

Unter dem Druck der Repression machen wir an Demos oft die Erfahrung, dass 

es nicht gelingt, solidarisch zusammenzustehen und eine gemeinsame Strategie 

zu entwickeln. So geschehen zuletzt an der Anti-WEF-Demo vom 31. Januar in 

Genf. Der folgende Beitrag versteht sich als eine Aufforderung zur Diskussion, 

die an alle interessierten politischen Gruppierungen gerichtet ist. 
Cedric Schmid 

B F S  

Kollektive Organisation an Demonstrationen  

Ein Besucher der Anti-WEF Demonstration 2009 in Genf wird von der Polizei angegriffen. 

«Solidarität bedeutet Diskurs 

mit Menschen, die nicht diesel-

ben Ansichten teilen.» 
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sondern allgemein um ein Verhalten an 

linken Demonstrationen, welches immer 

wieder auftaucht, wenn wir der Repressi-

on ausgesetzt sind. 

Unser Anspruch ist es, eine solidarische, 

demokratische und kollektive Bewegung 

zu sein. Aber genau an den 

Orten, an denen wir über unse-

ren bescheidenen Kreis heraus 

wachsen, organisieren wir uns 

undemokratisch und zeigen 

keinerlei Ansätze von Kollekti-

vität. 

Das ist ein hartes Urteil, mög-

licherweise ein zu hartes. Aber 

ich bin der Ansicht, dass nur 

ungeschminkte Selbstkritik zu 

einem Umdenken führt. Im 

Anschluss an Repression ist 

Solidarität, beispielsweise mit 

Spendenaufrufen, vorhanden. 

Aber an dem Ort, an dem wir 

mit neuen Menschen in Kontakt 

kommen möchten, fehlt es uns 

an einer kollektiven Organisati-

onsform. 

 

Kein Selbstzweck 

Kollektivität und Solidarität sind nicht 

ohne Grund die Hauptpfeiler linker Poli-

tik. Sie sind nicht Selbstzweck, sondern 

haben Einfluss auf die AktivistInnen. 

Das gesellschaftliche Sein bestimmt auch 

an einer Demonstration das Bewusstsein 

der AktivistInnen. Die AktivistInnen wer-

den ein ganz anders Bewusstsein an und 

nach der Demo entwickeln, wenn sie 

nicht nur TeilnehmerInnen sind, sondern 

den Ablauf aktiv mitbestimmen können. 

Indem wir ihnen mehr Mitbestimmung 

bieten als in einem Jahr bürgerlicher De-

mokratie,  können wir den Demonstran-

tInnen eine Vorstellung davon geben, was 

Demokratie eigentlich bedeutet. Die Si-

cherheit, dass eine ganze Demonstration 

hinter ihnen steht, kann den AktivistInnen 

an vorderster Front einen Rückhalt geben, 

der mehr ermöglicht. Wenn wir die 

Selbstorganisation der ArbeiterInnen for-

dern, dann müssen wir auch Orte schaf-

fen, an denen man sie erfahren kann. 

Die beteiligten Organisationen können 

ebenfalls nur profitieren, da sich der Kon-

takt zwischen DemonstrantInnen und 

Organisationen erhöhen würde. Zugleich 

verstärkte sich auch der Kontakt zwischen 

Organisationen, die vielleicht in ihrem 

normalen politischen Umfeld nicht viel 

miteinander zu tun haben. 

Einer der wichtigsten Punkte ist aber das 

Zurückschlagen der Repression. Es ist für 

die Polizei schwieriger, mit einer ge-

schlossenen anstatt mit vielen zusammen-

hangslosen Gruppen fertig zu werden. Zu 

guter letzt kann also eine weitere Spal-

tung der Linken erschwert werden. In der 

heutigen Situation, in der wieder ver-

mehrt mit Klassenkämpfen zu rechnen ist, 

wäre es fatal, unsere Kräfte leichtfertig 

spalten zu lassen. 

 

Eine Debatte ist nötig 

Wir müssen lernen, uns kollektiv der 

staatlichen Repression entgegenzustellen. 

Dazu wollen wir eine Debatte in der ge-

samten Linken initiieren, die sich mit der 

Frage kollektiver Organisation an De-

monstrationen beschäftigt. Diese Diskus-

sion sollte sich mit folgenden drei Punk-

ten befassen: 

► Die eigentliche Bestimmungsgewalt 

über den Verlauf einer Demonstration 

liegt einzig und allein bei den anwesen-

den DemonstrantInnen. 

► Um diesem Willen Ausdruck zu verlei-

hen, haben Demonstrationsleitung und 

AktivistInnen geeignete Werkzeuge zu 

finden, damit die DemonstrantInnen 

über Situation und Vorgehen 

aufgeklärt und befragt werden 

können. 

► Anwesende Gruppen sollen 

nicht gegen solche demokrati-

sche Entscheidungen handeln, 

sondern aktiv dafür sorgen, 

dass die Regeln bekannt sind 

und angewendet werden. 

Es soll hier nicht darum gehen, 

in das Selbstbestimmungsrecht 

einzelner Gruppen einzugrei-

fen, sondern möglichst dafür zu 

sorgen, dass Demonstrationen 

so ablaufen wie es der Wille der 

DemonstrantInnen ist. Natür-

lich steht es allen frei, eigene 

Demonstrationen zu organisie-

ren, um Aktionen durchzuführen, für die 

dann eine Akzeptanz herrscht. 

Diese 3 Punkte sind nur ein Vorschlag, 

den ich zur Diskussion stelle. Wir hoffen 

auf eine anregende, lebendige und lehrrei-

che Diskussion über diese Punkte sowie 

über geeignete Werkzeuge, diese weit 

reichenden Vorschläge auch umzusetzen. 

Auch rechtliche Fragestellungen müssen 

aufgeworfen werden, damit wir eine De-

moleitung nicht ans Messer der Justiz 

liefern. 

Eine Debatte kann ein erster Schritt sein, 

denn eine Entwicklung hin zu kollektiven 

Demonstrationen ist ein permanenter Pro-

zess, bestehend aus Diskussionen, prakti-

schen  Übungen, Anwendung und kriti-

scher Reflexion. 

Wenn wir so in Zukunft verhindern könn-

ten, dass sich linke Kräfte über Fragen 

des Demoverhaltens zerwerfen, dann ist 

ein wichtiger Schritt getan. Es wird ein 

essentieller Punkt einer neuen Linken 

sein, sich mit dieser Frage unvoreinge-

nommen zu beschäftigen. 

Kollektive Organisation an Demonstrationen - BFS 

 

«An Demos organisieren wir uns oft undemokra-

tisch und ohne Ansätze von Kollektivität.» 
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Abonniere die Debatte für Sfr. 20.- ein 

Jahr lang (4 Ausgaben). Verwende da-

zu den beiliegenden Einzahlungsschein 

mit dem Vermerk „Abo“. 

Solidaritäts-Abonnement: Ab Sfr. 50.- 

pro Jahr. 

Diese Zeitung wird ausschliesslich von 

ehrenamtlich arbeitenden Redaktorin-

nen und Redaktoren gemacht. Trotzdem 

fallen im Zusammenhang mit Druck und  

Versand der Debatte erhebliche Kosten 

an. Für Spenden sind wir deswegen 

dankbar! Spenden an:  

PC 60-127876-2, Vermerk „Spende“. 
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Agenda 
Filmaufführung „Giù le Mani“ in Basel 

► Wann und wo: 22. Mªrz 2009, Kult.Kino Atelier in Basel.  

Ein Film, hautnah und ehrlich: Aus nächster Nähe zeigt der Film Giù le Mani von 

Danilo Catti auf, wie es zum Streik bei den Officina di Bellinzona gekommen 

ist. Er gibt uns einen Einblick in die Arbeit der SBB-Cargo-Werkstätte, ver-

schweigt auch nicht die Schwierigkeiten, die bei einem solchen Arbeitskampf 

auftauchen, er führt uns in die unterschiedlichen Denkwelten von Arbeitern und 

Managern ein und endet mit dem Optimismus des vorläufigen Erfolgs. 
 

Prozess gegen die UnterstüzterInnen des Allpack-Streiks 

► Wann und wo: 25. - 27. Mªrz 2009, Strafgericht Liestal.  

Es finden Solidaritätsaktionen zur Unterstützung der Angeklagten statt. Infor-

mationen im Netz unter: www.bfs-basel.ch. 
 

Europaweite Demonstrationen: „Wir zahlen eure Krise nicht!“  

► Wann und wo: 28. Mªrz 2009 in mehreren Stªdten  

Die Krise kommt 2009 im Alltag vieler Menschen an. Sie ist nicht nur ein Prob-

lem fehlender Regeln für Banken - diese Krise heisst Kapitalismus und hat viele 

Gesichter: Armut, Hunger, Klimakatastrophe, Kriege um den Zugang zu Roh-

stoffen, Finanzmarkt-Crash und Wirtschaftskrise. 

Wir wollen, dass die Verursacher und Profiteure der Krise zur Kasse gebeten 

werden! Wir werden nicht hinnehmen, dass die Beschäftigten, Erwerbslosen, 

Rentnerinnen, Schülerinnen, Studierenden und die Menschen im globalen Süden 

die Zeche zahlen! Weitere Informationen unter www.kapitalismuskrise.org 
 

United Against Israels Apartheid 

► Wann und wo: 18. - 19. April 2009, Genf.  

Vom 18. bis 19. April findet als Begleitveranstaltung zur UN Durban Review 

Conference eine eine Israel Review Conference unter dem Titel „United Against 

Israels Apartheid, Colonialism and Occupation Dignity and Justice for the Pa-

lestinian People“ statt. Nähere Informationen auf der Website 

www.nahostfrieden.ch. 


